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Kündigung eines Mietvertrages über Wohnraum wegen Eigenbedarfs 

 

Ulrich Hagenloch 

Präsident des Oberlandesgerichts Dresden im Ruhestand 

 

 

I. Gesetzliche Regelungen und deren verfassungs-

rechtlicher Bezug: 
 

1. Gesetzliche Regelungen: 
 

Die gesetzlichen Regelungen zur Kündigung eines 

Mietvertrages über Wohnraum wegen Eigenbedarfs 

sind im georgischen und deutschen Recht im Wesent-

lichen vergleichbar. 

Nach Art. 562 Nr. 1 lit. b) ZGB liegt ein triftiger 

Grund für die Kündigung eines Mietvertrages über 

Wohnraum u.a. vor, wenn der Vermieter den Wohn-

raum „unmittelbar für sich oder für seine engen Ver-

wandten benötigt“. 

In § 573 BGB ist Folgendes bestimmt: 

 

„§ 573 Ordentliche Kündigung des Vermieters 

(1) Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein 

berechtigtes Interesse an der Beendigung des Miet-

verhältnisses hat. Die Kündigung zum Zwecke der 

Mieterhöhung ist ausgeschlossen. 

(2) Ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der 

Beendigung des Mietverhältnisses liegt insbesondere 

vor, wenn 

1. der Mieter seine vertraglichen Pflichten schuld-

haft nicht unerheblich verletzt hat, 

2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, 

seine Familienangehörigen oder Angehörige seines 

Haushalts benötigt oder 

3. der Vermieter durch die Fortsetzung des Miet-

verhältnisses an einer angemessenen wirtschaftlichen 

Verwertung des Grundstücks gehindert und dadurch 

erhebliche Nachteile erleiden würde; die Möglichkeit, 

durch eine anderweitige Vermietung als Wohnraum 

eine höhere Miete zu erzielen, bleibt außer Betracht; 

der Vermieter kann sich auch nicht darauf berufen, 

dass er die Mieträume im Zusammenhang mit einer 

beabsichtigten oder nach Überlassung an den Mieter 

erfolgten Begründung von Wohnungseigentum ver-

äußern will. 

(3) Die Gründe für ein berechtigtes Interesse des 

Vermieters sind in dem Kündigungsschreiben anzuge-

ben. Andere Gründe werden nur berücksichtigt, so-

weit sie nachträglich entstanden sind. 

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 

Vereinbarung ist unwirksam. 

 

Rein sprachlich unterscheiden sich damit beider 

Vorschriften insoweit, als das deutsche Bürgerliche 

Gesetzbuch 

 

– ausdrücklich einen Bedarf zu Wohnzwecken ver-

langt und 

– den Kreis der begünstigten Personen weiter fasst 

als das Georgische Zivilgesetzbuch mit der Formu-

lierung „enge Verwandtschaft“. 

 

Das Kündigungsrecht des Vermieters wegen Ei-

genbedarfs wird im deutschen Recht durch das in § 
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574 BGB niedergelegte Widerspruchsrecht des Ver-

mieters begrenzt: 

 

§ 574 Widerspruch des Mieters gegen die Kündi-

gung 

(1) Der Mieter kann der Kündigung des Vermieters 

widersprechen und von ihm die Fortsetzung des 

Mietverhältnisses verlangen, wenn die Beendigung 

des Mietverhältnisses für den Mieter, seine Familie 

oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts 

eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdi-

gung der berechtigten Interessen des Vermieters nicht 

zu rechtfertigen ist. Dies gilt nicht, wenn ein Grund 

vorliegt, der den Vermieter zur außerordentlichen 

fristlosen Kündigung berechtigt. 

(2) Eine Härte liegt auch vor, wenn angemessener 

Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen nicht 

beschafft werden kann. 

(3) Bei der Würdigung der berechtigten Interessen 

des Vermieters werden nur die in dem Kündigungs-

schreiben nach § 573 Abs. 3 angegebenen Gründe be-

rücksichtigt, außer wenn die Gründe nachträglich ent-

standen sind. 

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende 

Vereinbarung ist unwirksam. 

 

Des Weiteres ist nach einer Umwandlung im Woh-

nungseigentum im deutschen Recht die Sperrfrist aus 

§ 577a Abs. 1 BGB zu beachten: 

 

„§ 577a Kündigungsbeschränkung bei Wohnungs-

umwandlung 

(1) Ist an vermieteten Wohnräumen nach der 

Überlassung an den Mieter Wohnungseigentum be-

gründet und das Wohnungseigentum veräußert wor-

den, so kann sich ein Erwerber auf berechtigte Inte-

ressen im Sinne des § 573 Abs.2 Nr. 2 … erst nach Ab-

lauf von drei Jahren seit der Veräußerung berufen. 

(1a) ... 

(2) Die Frist nach Absatz 1 oder nach Absatz 1a be-

trägt bis zu zehn Jahre, wenn die ausreichende Ver-

sorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu an-

gemessenen Bedingungen in einer Gemeinde oder ei-

nem Teil einer Gemeinde besonders gefährdet ist und 

diese Gebiete nach Satz 2 bestimmt sind. Die Landes-

regierungen werden ermächtigt, diese Gebiete und 

die Frist nach Satz 1 durch Rechtsverordnung für die 

Dauer von jeweils höchstens zehn Jahren zu bestim-

men.“ 

 

Schließlich das Gericht dem Mieter gemäß § 721 

ZPO eine Räumungsfrist gewähren, die bis zu einem 

Jahr betragen darf. 

 

2. Verfassungsrechtliche Einordnung der Kündi-

gung wegen Eigenbedarfs: 
 

Das Recht der Eigenbedarfskündigung berührt das 

Spannungsfeld zwischen dem verfassungsrechtlich 

geschützten Eigentum des Vermieters (bzw. bei einer 

Untervermietung der verfassungsrechtlich geschütz-

ten Verfügungsbefugnis) und dem verfassungsrecht-

lich durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG bzw. Art. 19 der 

Verfassung Georgiens gleichermaßen geschützten Be-

sitzrecht des Mieters.1 Diese konfligierenden verfas-

sungsrechtlichen Ziele müssen von den Gerichten in 

den Verfahren über eine Eigenbedarfskündigung in 

einen angemessenen Ausgleich gebracht werden.2 

Die Gerichte dürfen daher einerseits nicht die auf 

die eigene Lebensplanung und auf einen angemesse-

nen Wohnraum gerichteten Vorstellungen des Ver-

mieters durch ihre eigene Sicht ersetzen. Andererseits 

erfordert der Schutz des Mieters, dass die Gerichte 

sorgfältig prüfen, ob der vom Vermieter geltend ge-

machte Eigenbedarf als ernsthaft zu bewerten ist und 

ob der Wohnungswunsch ggf. durch eine andere 

Wohnung des Vermieters befriedigt werden kann.3 

Der verfassungsrechtliche Eigentumsschutz und der 

mit ihm eng verzahnte Anspruch auf Gewährung ef-

fektiven Rechtsschutzes verbieten es zudem, die Aus-

übung der eigentumsrechtlich geschützten Rechte 

durch eine zu starke Betonung der formalen Anforde-

 
1  dazu grundlegend: BVerfG, Beschluss vom 26. Mai 1993 - BvR 

208/93 - BVerfGE 89, 1, juris Rn. 19 ff.. 
2  BVerfG, Beschluss vom 9. Oktober 2014 - 1 BvR 2335/14 - 

NJW-RR 2015, 526, juris Rn. 12; BGH, Urteil vom 29. März 

2017 - VIII ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 35. 
3  dazu grundlegend: BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 

166/14 - BGHZ 204, 216, juris Rn. 14 ff.; BGH, Urteil vom 29. 

März 2017 - VIII ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 25 ff., je-

weils mit Darlegung der Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts; zum Ganzen auch: Selk in: Erman BGB, Kom-

mentar, 17. Auflage 2023, § 573 BGB, Rn. 21. 
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rungen (etwa hinsichtlich des Kündigungsschreibens) 

und durch eine restriktive Auslegung und Handha-

bung der verfahrensrechtlichen Voraussetzungen 

(etwa hinsichtlich der Darlegungs- und Beweislast) in 

unzumutbarer Weise zu erschweren.4 

 

II. Begünstigter Personenkreis: 
 

Sowohl Art. 562 Nr. 1 lit. b) ZGB als auch § 573 

Abs. 2 Nr. 2 BGB regeln nicht im Detail, welche Ver-

mieter überhaupt zur Kündigung wegen Eigenbedarfs 

berechtigt sein können und in welcher Beziehung sie 

zu der einen Wohnraum suchenden Person stehen 

müssen. In der Rechtsprechung haben sich insoweit 

aber gewisse Kriterien herausgebildet. 

 

1. Deutsches Recht: 
 

Um den durch § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB begünstigten 

Personenkreis bestimmen zu können, ist eine doppel-

te Prüfung erforderlich. Zum einen ist zu beantwor-

ten, ob der die Kündigung aussprechende Vermieter 

überhaupt einen Eigenbedarf haben kann. Dies ist 

insbesondere nicht der Fall, wenn der Vermieter eine 

Kapitalgesellschaft oder eine Personen-

Handelsgesellschaft ist. Zum anderen setzt eine Kün-

digung wegen Eigenbedarfs voraus, dass der Woh-

nungssuchende entweder der Vermieter selbst ist 

oder ein Angehöriger seiner Familie oder seines 

Hausstandes ist. 

 

a) Voraussetzungen in der Person des Vermieters 

(sog. Bedarfsperson): 
 

aa) juristische Personen: 
 

Im deutschen Recht besteht Einvernehmen dar-

über, dass juristische Personen aus § 573 Abs. 2 Nr. 2 

BGB nicht zur Kündigung berechtigt sind.5 Dies folgt 

schon daraus, dass sie weder eine Wohnung für sich 

selbst benötigen, noch Familienangehörigen haben 

 
4  BVerfG, Beschluss vom 9. Februar 2000 - 1 BvR 889/99 - NJW-

RR 2000, 673, juris Rn. 8. 
5  BGH, Urteil vom 15. Dezember 2010 - VIII ZR 210/10 - NJW 

2011, 993, juris Rn. 9; BGH, Urteil vom 27. Juni 2007 - VIII ZR 

271/06 - NJW 2007, 2845, juris Rn. 13; Staudinger/Rolfs 

(2021) BGB § 573, Rn. 77. 

oder mit anderen Personen einen Haushalt führen 

kann. 

 

(1) Aspekte der Rechtssicherheit: 
 

Als Gestaltungsakt mit weitreichenden Rechtsfol-

gen hat die Kündigung eines Mietvertrages über 

Wohnraum an möglichst sichere und zweifelsfreie 

tatbestandliche Merkmale anzuknüpfen. Im gesamten 

Recht der Eigenbedarfskündigung sind Aspekte der 

Rechtssicherheit und des effektiven Rechtsschutzes 

von erheblichem Gewicht.6 Eine Kündigung wegen Ei-

genbedarfs bedarf also möglichst klarer und für den 

Mieter transparenter Kriterien. 

Hiermit wäre unvereinbar, wenn von der Gesell-

schafterstruktur abhängig wäre, ob eine Kapitalgesell-

schaft zur Kündigung wegen Eigenbedarfs berechtigt 

ist. Dies gilt umso mehr, als der Mieter nicht ohne 

Weiteres erkennen kann, wer Gesellschafter einer 

Kapitalgesellschaft ist. Zudem wären Missbrauchs-

möglichkeiten (etwa durch einen Gesellschafterwech-

sel) eröffnet, wenn einer personalistisch geprägten 

Kapitalgesellschaft wegen eines Eigenbedarf ihres 

„wirtschaftlichen Eigentümers“ eine Kündigung aus § 

573 Abs. 2 Nr. 2 BGB zustehen könnte.7 Gleiches gilt, 

wenn eine Kapitalgesellschaft behauptet, die Woh-

nung für eines ihrer Leitungsorgane zu benötigen.8 

Versucht eine Kapitalgesellschaft, eine Kündi-

gungsbefugnis dadurch zu erreichen, dass sie das 

Mietobjekt aus dem Gesellschaftsvermögen heraus-

löst und auf eine natürliche Person überträgt, kann 

hierin - je nach Lage des Einzelfalles - ein Rechtsmiss-

brauch liegen.9 So hat es etwa der Bundesgerichtshof 

als rechtsmissbräuchlich erachtet, dass eine Kapital-

gesellschaft einen geringen Miteigentumsanteil einer 

ihr gehörenden Wohnung an eine natürliche Person 

 
6  vgl. BGH, Urteil vom 10. Juli 2024 - VIII ZR 276/23 - juris Rn. 

37; BGH, Urteil vom 14. Dezember 2016 - VIII ZR 232/15 - 

BGHZ 213, 136, juris Rn. 50; BGH, Urteil vom 9. Dezember 

2020 - VIII ZR 238/18 - NJW 2021, 1232, juris Rn. 15 ff.; BGH, 

Urteil vom 9. November 2005 - VIII ZR 339/04 - BGHZ 165, 75, 

juris Rn. 17 ff.. 
7  vgl. für Personen-Handelsgesellschaft: BGH, Urteil vom 23. 

Mai 2007 - VIII ZR 122/06 - NJW-RR 2007, 1460, juris Rn. 10. 
8  Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 77, mit Hinweisen auf 

die Rechtsprechung der Instanzgerichte. 
9  Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 76, mit Hinweisen auf 

die Rechtsprechung der Instanzgerichte. 
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übertragen hat, um dieser einen Kündigungsgrundes 

wegen Eigenbedarfs zu ermöglichen.10 

 

(2) Kündigungsrecht aus § 573 Abs. 1 BGB: 
 

Das fehlende Kündigungsrecht aus § 573 Abs. 2 Nr. 

2 BGB schließt aber nicht aus, dass der juristischen 

Person bei einem eigenen Bedarf an der vermieteten 

Wohnung ein Kündigungsrecht aus § 573 Abs. 1 BGB 

zustehen kann. 

Beide Kündigungsrechte sind gleichgewichtig.11 

Zumindest für juristische Personen des öffentlichen 

Rechts ist deshalb anerkannt, dass die bei Vorliegen 

eines mit Art. 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB „artverwand-

ten“ Interesses berechtigt sein können, einen Miet-

vertrag über Wohnraum zu kündigen.12 Dies hat der 

Bundesgerichtshof beispielsweise für den Fall bejaht, 

dass eine öffentlich-rechtlich organisierte Kirchenge-

meinde einen Vertrag über eine Wohnraummiete ge-

kündigt hat, um in den bisherigen Mieträumen durch 

eine mit ihr eng verbundene andere kirchliche Ein-

richtung eine Beratungsstelle für Erziehungs-, Ehe- 

und Lebensfragen einrichten zu können.13 Insoweit 

gilt für das eigene Interesse des öffentlich-rechtlich 

organisierten Vermieters sinngemäß, was nachfol-

gend zum Eigeninteresse eines privaten Vermieters 

ausgeführt wird (dazu unten II. 1. b)). 

Benötigt eine Kapitalgesellschaft den einem Be-

triebsfremden vermieteten Wohnraum für einen ihrer 

Mitarbeiter, gilt sinngemäß, was in der Rechtspre-

chung zu Personen-Handelsgesellschaften entschie-

den ist (dazu sogleich unter bb) am Ende). 

 

bb) Handelsgesellschaften: 
 

Nach der wohl einheitlichen deutschen Rechtspre-

chung und nach der überwiegenden Literaturmei-

nung sind auch Handelsgesellschaften (offene Han-

 
10  BGH, Beschluss vom 30. März 2021-  VIII ZR 221/19 - NJW-RR 

2021, 1168, juris Rn. 9. 
11  BGH, Urteil vom 9. Mai 2012 - VIII ZR 238/11 - NJW 2012, 

2342, juris Rn. 14; BGH, Urteil vom 23. Mai 2007 - VIII ZR 

113/06 - ZMR 2007, 767, juris Rn. 13. 
12  BGH, Urteil vom 9. Mai 2012 - VIII ZR 238/11 - NJW 2012, 

2342, juris Rn. 14. 
13  BGH, Urteil vom 9. Mai 2012 - VIII ZR 238/11 - NJW 2012, 

2342, juris Rn. 15. 

delsgesellschaften, Kommanditgesellschaften) nicht 

zur Kündigung wegen Eigenbedarfs berechtigt.14 

Wegen ihrer Rechtsfähigkeit löst sich ihre Rechts-

stellung als Vermieterin von jener ihrer Gesellschaf-

ter. Diese strenge Trennung der Rechtsspähren muss 

auch im Rahmen des Kündigungsrechts beibehalten 

werden, so dass eine Personen-Handelsgesellschaft 

weder den Bedarf an einer Wohnung noch Familien-

angehörige haben oder einen gemeinsamen Haushalt 

mit Dritten führen kann.15 

Dies ist auch nicht unbillig. Wer sein Privatvermö-

gen in eine Handelsgesellschaft einbringt oder es in 

ihr belässt, muss im Gegenzug hinnehmen, dass diese 

kein Kündigungsrecht aus § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB ha-

ben kann.16 Deshalb kann eine Kündigung wegen Ei-

genbedarfs auch nicht darauf gestützt werden, dass 

der Gesellschafter einer Handelsgesellschaft die 

Wohnung für sich selbst benötigt.17 

Ähnlich wie bei einer juristischen Person (dazu 

oben II. 1. a) aa) (2)) kann aber auch bei einer Perso-

nen-Handelsgesellschaft ein Kündigungsrecht aus § 

573 Abs. 1 BGB wegen einer „artverwandten“ Inte-

ressenlage in Betracht kommen, wenn einem Mitar-

beiter der Gesellschaft aus betrieblichen Gründen ei-

ne an einen Betriebsfremden vermietete Wohnung 

zur Verfügung gestellt werden soll (sog. Betriebsbe-

darf). Voraussetzung hierfür ist, dass der Vermieter 

vernünftige Gründe für die Inanspruchnahme der 

Wohnung hat und diese den Nutzungswunsch nach-

vollziehbar erscheinen lassen.18 Dies hängt mit davon 

ab, ob und gegebenenfalls welche Bedeutung es für 

die Gesellschaft nach der Funktion und Aufgabe des 

 
14  Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 76, mit Hinweisen auf 

die Rechtsprechung der Instanzgerichte. 
15  so für Kommanditgesellschaft ausdrücklich: BGH, Urteil vom 

23. Mai 2007 - VIII ZR 122/06 - NJW-RR 2007, 1460, juris Rn. 

10; LG Hamburg, Urteil vom 30. Juli 2010 - 311 S 21/10 - ZMR 

2011, 41, juris Rn. 14. 
16  BGH, Urteil vom 15. Dezember 2010 - VIII ZR 210/10 - NJW 

2011, 993, juris Rn. 8 ff.; LG Hamburg, Urteil vom 30. Juli 2010 

- 311 S 21/10 – ZMR 2011, 41, juris Rn. 14 ff.. 
17  BGH, Urteil vom 23. Mai 2007 - VIII ZR 113/06 - ZMR 2007, 

767, juris Rn. 10; LG Hamburg, Urteil vom 30. Juli 2010 - 311 S 

21/10 - ZMR 2011, 41, juris Rn. 12 ff.; noch offen gelassen in: 

BGH, Urteil vom 23. Mai 2007 - VIII ZR 122/06 - NJW-RR 2007, 

1460, juris Rn. 10. 
18  BGH, Urteil vom 23. Mai 2007 - VIII ZR 113/06 - ZMR 2007, 

767, juris Rn. 11 f.. 
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Mitarbeiters hat, dass dieser seinen Wohnsitz in der 

vermieteten Wohnung nehmen kann.19 Zum Schutz 

des Mieters dürfen hierbei aber keine geringeren 

Maßstäbe angelegt werden als bei einer unmittelba-

ren Anwendung von § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB. 

 

cc) Bruchteilsgemeinschaften: 
 

Nicht rechtsfähige Personenmehrheiten, wie eine 

Bruchteilsgemeinschaft nach §§ 741 ff. BGB, sind im 

deutschen Recht hingegen zur Kündigung wegen Ei-

genbedarfs berechtigt.20 

Dies beruht darauf, dass bei nicht rechtsfähigen 

Personenmehrheiten stets, also auch beim Eigenbe-

darf, die Rechtsverhältnisse ihrer Mitglieder maßgeb-

lich sind. Dabei genügt es nach ständiger Rechtspre-

chung, dass in der Person eines einzigen Mitglieds der 

Personenmehrheit die tatbestandlichen Vorausset-

zungen für eine Kündigung wegen Eigenbedarfs vor-

liegen.21 Ob dies selbst bei Gemeinschaften gilt, de-

nen zahlreiche Mitglieder angehören, ist in der 

höchstgerichtlichen Rechtsprechung noch nicht ent-

schieden. Allerdings dürfte dies, wie bei einer Publi-

kumsgesellschaft bürgerlichen Rechts (dazu sogleich 

unter dd)), zu verneinen sein. 

Unabhängig hiervon ist zu beantworten, wer das 

Kündigungsrecht wirksam ausüben kann. Dies richtet 

sich nach den allgemeinen Grundsätzen der Vertre-

tungsbefugnis, so dass im Regelfall ein gemeinschaft-

liches Handeln aller Mitglieder der Bruchteilsgemein-

schaft erforderlich ist. 

 

dd) Gesellschaft bürgerlichen Rechts: 
 

Eine gewisse Sonderstellung nimmt die Gesell-

schaft bürgerlichen Rechts ein. In Fortführung der von 

der Rechtsprechung entwickelten allgemeinen 

 
19  BGH, Urteil vom 23. Mai 2007 - VIII ZR 113/06 - ZMR 2007, 

767, juris Rn. 12 f.. 
20  BGH, Urteil vom 22. Juni 2022 - VIII ZR 356/20 - NJW 2022, 

3631, juris Rn. 44; BGH, Urteil vom 2. September 2020 - VIII 

ZR 35/19 - NJW 2021, 620, juris Rn. 12. 
21  BGH, Urteil vom 10. Juli 2024- VIII ZR 276/23 - NJW 2024, 

2909, juris Rn. 18 ff.; BGH, Urteil vom 22. Juni 2022 - VIII ZR 

356/20 - NJW 2022, 3631, juris Rn. 44; BGH, Urteil vom 2. 

September 2020 - VIII ZR 35/19 - NJW 2021, 620, juris Rn. 12; 

BGH, Urteil vom 14. Dezember 2016 - VIII ZR 232/15 - BGHZ 

213, 136, juris Rn. 43. 

Grundsätze22 kommt einer am Rechtsverkehr teil-

nehmenden Gesellschaft bürgerlichen Rechts (sog. 

Außen-Gesellschaft) zwar inzwischen auch gesetzlich 

eine Rechtsfähigkeit zu (§ 705 Abs. 2 BGB in der seit 

01.01.2024 geltenden Fassung). Diese (die bisherige 

Rechtslage nur kodifizierende) Änderung der gesetzli-

chen Vorschriften hat aber die bisherigen Grundsätze 

der Rechtsprechung unberührt gelassen. Es sei aber 

angemerkt, dass diese Frage in der deutschen 

rechtswissenschaftlichen Diskussion sehr umstritten 

ist; der Bundesgerichtshof hat sie bislang ausdrücklich 

offengelassen.23 Aus der Sicht der Autoren sollte aber 

trotz der Neufassung von § 705 Abs. 2 BGB weiter gel-

ten, was der Bundesgerichtshof vor dem Inkrafttreten 

von § 705 Abs. 2 BGB in Fortsetzung seiner umfang-

reich begründeten Grundsatzentscheidung vom 27. 

Juni 200724 zusammenfassend wie folgt ausgeführt 

hat:25 

 

„Der Kündigungstatbestand des § 573 Abs. 2 Nr. 2 

BGB ist nach seinem Wortlaut auf natürliche Personen 

zugeschnitten. Um eine solche handelt es sich bei ei-

ner (Außen-)Gesellschaft des bürgerlichen Rechts 

nicht, so dass die Regelung des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB 

nicht direkt anwendbar ist (BGH, Urteil vom 27. Juni 

2007 - VIII ZR 271/06, NJW 2007, 2845 Rn. 18; ...). 

2. Entgegen einer im Schrifttum verbreiteten Auf-

fassung, der auch das Berufungsgericht folgt, ist die-

ser Kündigungstatbestand jedoch in den Fällen ent-

sprechend anzuwenden, in denen als Vermieterin eine 

(Außen-)Gesellschaft des bürgerlichen Rechts auftritt. 

a) Zwar kann sich eine juristische Person nicht da-

rauf berufen, eine von ihr vermietete Wohnung für 

sich selbst oder für Familien- oder Haushaltsangehö-

rige zu benötigen (ständige Rechtsprechung; vgl. BGH, 

Urteil vom 16. Juli 2008 - VIII ZR 282/07, NJW 2008, 

 
22  dazu grundlegend: BGH, Urteil vom 29. Januar 2001 - II ZR 

331/00 - BGHZ 146, 341, juris Rn. 4 ff.. 
23  BGH, Urteil vom 10. Juli 2024 - VIII ZR 276/23 - NJW 2024, 

2909, juris Rn. 17, mit Darstellung der kontroversen Auffas-

sungen in der Literatur. 
24  BGH, Urteil vom 27. Juni 2007 - VIII ZR 271/06 - NJW 2007, 

2845, juris Rn. 10 ff.; bestätigt durch BGH, Urteil vom 15. De-

zember 2010 - VIII ZR 210/10 - NJW 2011, 993, juris Rn. 10. 
25  Auszug aus BGH, Urteil vom 14. Dezember 2016 - VIII ZR 

232/15 - BGHZ 213, 136, juris Rn. 15 ff.; Zitate leicht verän-

dert. 
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3361 Rn. 12; BGH, Urteil, vom 10. September 2003 - 

VIII ZR 22/03, NJW-RR 2004, 12 unter II 1). Eine (Au-

ßen-)Gesellschaft des bürgerlichen Rechts ist aber 

nicht als juristische Person zu qualifizieren (BGH, Ur-

teil vom 29. Januar 2001 - II ZR 331/00, BGHZ 146, 

341 ...; BGH, Urteil vom 23. Oktober 2001 - XI ZR 

63/01, BGHZ 149, 80, ..), sondern stellt (lediglich) eine 

teilrechtsfähige Personengesellschaft dar (...). 

aa) Ihr kommt nach gefestigter höchstrichterlicher 

Rechtsprechung eine nach außen hin bestehende be-

schränkte Rechtsfähigkeit zu, so dass bei einer Teil-

nahme im Rechtsverkehr nicht mehr die gesamthän-

derisch verbundenen Gesellschafter, sondern die Ge-

samthand selbst als ein von den Gesellschaftern ver-

schiedenes Rechtssubjekt Träger der die Gesellschaft 

betreffenden Rechte und Pflichten ist (ständige Recht-

sprechung; vgl. BGH, Urteile vom 29. Januar 2001 - II 

ZR 331/00, aaO, S. 347; vom 5. März 2008 - IV ZR 

89/07, BGHZ 175, 374, 379). 

bb) Diese Teilrechtsfähigkeit einer (Außen-

)Gesellschaft des bürgerlichen Rechts macht sie, an-

ders als dies bei juristischen Personen der Fall ist, aber 

nicht zu einem gegenüber ihren Gesellschaftern völlig 

verselbständigten Rechtssubjekt (...).“ 

 

Inhaltlich begründet der Bundesgerichtshof diese 

Rechtsprechung damit, dass die Interessenlage bei 

der Gesellschaft bürgerlichen Rechts jener einer 

Bruchteilsgemeinschaft (nicht jener einer Personen-

Handelsgesellschaft) angenähert sei:26 

 

„Nach der Rechtsprechung des Senats ist der Ge-

sellschaft bürgerlichen Rechts der Eigenbedarf eines 

Gesellschafters deshalb zuzurechnen, weil es im Er-

gebnis nicht gerechtfertigt wäre, Gesellschafter einer 

bürgerlich-rechtlichen Gesellschaft insoweit schlech-

ter zu stellen als die Mitglieder einer einfachen Ver-

mietermehrheit. Sind mehrere natürliche Personen 

Vermieter, berechtigt der Eigenbedarf eines Vermie-

ters die Gemeinschaft zur Kündigung des Mietvertra-

ges; dies kann nicht anders zu beurteilen sein, wenn 

diese Personen auf gesellschaftsrechtlicher Grundlage 

einen gemeinsamen Zweck verfolgen und damit eine 

 
26  Auszug aus BGH, Urteil vom 15. Dezember 2010 - VIII ZR 

210/10 - NJW 2011, 993, juris Rn. 10. 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts bilden, zumal es häu-

fig nur vom Zufall abhängen wird, ob eine Personen-

mehrheit dem Mieter eine Wohnung als Gemeinschaft 

oder als Gesellschaft bürgerlichen Rechts vermietet...“. 

 

Allerdings ist die Berechtigung zur Kündigung we-

gen Eigenbedarfs zu verneinen, wenn die Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts nicht von einem personellen Be-

zug zwischen der Gesellschaft und den Gesellschaf-

tern geprägt ist. Dies gilt insbesondere, wenn es sich 

bei ihr um eine Publikumsgesellschaft, etwa um einen 

Immobilienfonds, handelt. Dann tritt das persönliches 

Nutzungsbedürfnis des einzelnen Gesellschafters der-

art in den Hintergrund, dass der Mieter nicht mit ei-

nem möglichen Eigenbedarf eines Gesellschafters 

oder dessen Angehörigen rechnen muss.27 

Diese Grundsätze besagen aber nur, dass für eine 

Kündigungsbefugnis der Eigenbedarf eines der Ge-

sellschafter der Gesellschaft bürgerlichen Rechts aus-

reichend ist. In gleicher Weise wie bei der Bruchteils-

gemeinschaft muss die Kündigung aber von den für 

die Gesellschaft Vertretungsberechtigten erklärt wer-

den, also grundsätzlich von allen Gesellschaftern ge-

meinsam. 

 

b) Wohnungssuchender: 
 

Neben dem Vermieter selbst kommen im deut-

schen Recht als Wohnungssuchende dessen Familien- 

und Haushaltsangehörige in Betracht.   

Das deutsche Recht der Kündigung wegen Eigen-

bedarfs ist so konzipiert, dass der Wohnungsbedarf 

eines Angehörigen der Familie oder des Haushalts des 

Vermieters zu einem eigenen berechtigten Kündi-

gungsinteresse des Vermieters führt.28 Dies beruht 

auf der Erwägung, dass ein Vermieter, der den ver-

mieteten Wohnraum einem Angehörigen überlassen 

will, sich dessen Bedarfssituation und damit dessen 

Nutzungsvorstellungen regelmäßig zu eigen macht.29 

 
27  BGH, Urteil vom 10. Juli 2024 - VIII ZR 276/23 - NJW 2024, 

2909, juris Rn. 19; BGH, Urteil vom 14. Dezember 2016 - VIII 

ZR 232/15 - BGHZ 213, 136, juris Rn. 50 mwN. 
28  Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 79 und Rn. 87. 
29  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 26; Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüß-

mann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB 

(Stand: 20.06.2024), Rn. 117. 
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Die Entscheidung des Vermieters, die Nutzungsvor-

stellungen seines Angehörigen zu achten, haben die 

Gerichte deshalb in gleicher Weise zu respektieren 

wie seinen eigenen Nutzungswillen (dazu oben I. 

2.).30 Daraus folgt aber im Gegenschluss zugleich, dass 

ein Eigenbedarf nicht besteht, wenn der Angehörige 

der Familie oder des Hausstandes des Vermieters in 

die von diesem für ihn ausersehene Wohnung über-

haupt nicht einziehen will.31 

Ist ein Eigenbedarf zumindest wegen des Wohn-

bedarfs eines Wohnungssuchenden gegeben, steht 

einer Kündigung wegen Eigenbedarfs nicht entgegen, 

dass in die Wohnung auch Personen einziehen sollen, 

die der Familie oder dem Haushalt des kündigenden 

Vermieters nicht angehören.32 

 

aa) Familienangehörige: 

 

In der deutschen Rechtsprechung war längere Zeit 

umstritten, wie der Begriff des Familienangehörigen 

zu verstehen ist. In seinem Grundsatzurteil vom 10. 

Juli 202433 hat der Bundesgerichtshof den Begriff des 

Familienangehörigen vor allem aus Gründen der 

Rechtssicherheit (vgl. zu deren Bedeutung bei Kündi-

gungserklärungen oben II. 1. a) aa) (1)) allein an Hand 

der objektiven familienrechtlichen Beziehung („Ver-

wandtschaftsgrad“), nicht an Hand der persönlichen 

Nähe, definiert. Entgegen einer bislang verbreitet in 

der instanzgerichtlichen Rechtsprechung und der Lite-

ratur34 vertretenen Auffassung ist daher ohne Belang, 

welche sozialen Kontakte oder „moralische Verpflich-

tungen“ zwischen dem Vermieter und dem Woh-

nungssuchenden bestehen oder ob der Vermieter 

dem Wohnungssuchenden gar eine gewisse Fürsorge 

gewährt. 

Als Abgrenzungskriterium zwischen den durch § 

 
30  BGH, Urteil vom 4. März 2015 -VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 27. 
31  BVerfG, Beschluss vom 30. Juni 1993 - 2 BvR - 459/93 - NJW 

1993, 2165, juris Rn. 31; BGH, Beschluss vom 11. Oktober 

2016 - VIII ZR 300/15 - NJW-RR 2017, 75, juris Rn. 12. 
32  vgl. Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 74. 
33  BGH, Urteil vom 10. Juli 2024 - VIII ZR 276/23 - NJW 2024, 

2909, juris Rn. 32 ff.. 
34  Selk in: Erman BGB, Kommentar, 17. Auflage 2023, § 573 BGB, 

Rn. 25; Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 85, mit weite-

ren Nachweisen. 

573 Abs. 2 Nr. 2 BGB begünstigten Familienangehöri-

gen und den sonstigen Familienangehörigen zieht der 

Bundesgerichtshof in seinem Urteil vom 10. Juli 2024 

(in Fortführung seiner bisherigen Rechtsprechung)35 

die verfahrensrechtlichen Vorschriften zum Zeugnis-

verweigerungsrecht heran. Im Einzelnen führt der 

Bundesgerichtshof u.a. aus (Zitate leicht verändert):36 

 

„Mit der Privilegierung von Familienangehörigen in 

§ 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB hat der Gesetzgeber dem Um-

stand Rechnung tragen wollen, dass innerhalb einer 

Familie aufgrund enger Verwandtschaft typischer-

weise ein Verhältnis persönlicher Verbundenheit und 

gegenseitiger Solidarität besteht, das die Ermögli-

chung einer Kündigung zu Gunsten Familienangehöri-

ger rechtfertigt (vgl. BGH, Urteil vom 27. Januar 2010 

- VIII ZR 159/09, BGHZ 184, 138 Rn. 21). … Der vom 

Gesetzgeber bezweckten Privilegierung von Familien-

angehörigen ... liegt mithin eine typisierende Betrach-

tungsweise dahingehend zugrunde, dass zwischen 

den hiervon umfassten Personen auf Grund einer fa-

miliären Beziehung eine besondere persönliche Nä-

hebeziehung anzunehmen ist. Vor diesem Hintergrund 

bedarf es für den vom Gesetzgeber privilegierten Per-

sonenkreis des (zusätzlichen) Vorliegens eines konkre-

ten, tatsächlichen Näheverhältnisses nicht (vgl. BGH, 

Urteil vom 2. September 2020 - VIII ZR 35/19, NJW 

2021, 620 Rn. 20). Auch scheidet eine Erweiterung 

dieses geschützten Personenkreises auf Grund einer 

einzelfallbezogenen Prüfung des Vorliegens einer be-

sonderen sozialen Nähe angesichts der dem Gesetz zu 

Grunde liegenden typisierenden Betrachtungsweise 

aus. Denn ebensowenig wie der Gesetzgeber die Privi-

legierungen des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB und des § 

577a Abs. 1a Satz 2 BGB davon abhängig gemacht 

hat, dass im konkreten Einzelfall tatsächlich eine enge 

soziale Bindung besteht, hat er das Vorliegen einer 

solchen Bindung für ausreichend erachtet. ... 

Entscheidend ist damit letztlich, für welchen Per-

 
35  BGH, Urteil vom 2. September 2020 - VIII ZR 35/19 - NJW 

2021, 620, juris Rn. 17 ff.; BGH, Urteil  vom 27. Januar 2010 - 

VIII ZR 159/09 - BGHZ 184, 138, juris Rn. 22; BGH, Beschluss 

vom 27. April 2023 - V ZB 58/22  NJW-RR 2023, 863, juris Rn. 

31. 
36  BGH, Urteil vom 10. Juli 2024 - VIII ZR 276/23 - NJW 2024, 

2909, juris Rn. 32 ff.. 
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sonenkreis der Gesetzgeber durch die Verwendung 

des Begriffs der Familie eine typischerweise vorlie-

gende - und damit die Privilegierung unabhängig von 

der konkreten Beziehung im Einzelfall rechtfertigende 

- besondere soziale Bindung angenommen hat. Im 

Rahmen von § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB … hat der Gesetz-

geber insoweit nicht näher bestimmt, bei welchem 

Verwandtschaftsverhältnis er vom Vorliegen einer 

derartigen typischerweise vorliegenden persönlichen 

Verbundenheit ausgeht. Er hat eine solche Bewertung 

jedoch im Rahmen der ebenfalls auf der persönlichen 

Nähebeziehung und Verbundenheit gründenden Ge-

währung eines Zeugnisverweigerungsrechts aus per-

sönlichen Gründen vorgenommen. Dort hat er objek-

tive Kriterien nach dem Grad der familiären Bezie-

hung aufgestellt und hierdurch den Personenkreis de-

finiert, innerhalb dessen nach seiner Auffassung typi-

scherweise eine persönliche Nähebeziehung besteht. 

Es ist sachgerecht, diese gesetzgeberischen Wertun-

gen auch für die ebenfalls in der persönlichen Verbun-

denheit begründeten Privilegierungen von Familien-

angehörigen nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB … heranzu-

ziehen (vgl. BGH, Urteil vom 2. September 2020 - VIII 

ZR 35/19, NJW 2021, 620 Rn. 19 f.; BGH, Urteil vom 

27. Januar 2010 - VIII ZR 159/09, BGHZ 184, 138, juris 

Rn. 22; BGH, Beschluss vom 27. April 2023 - V ZB 

58/22, NJW-RR 2023, 863, juris Rn. 31). Der Umstand, 

dass der Gesetzgeber in diese Vorschriften keinen 

Verweis auf die Regelungen des Zeugnisverweige-

rungsrechts aufgenommen hat, steht dem - anders als 

in der Literatur vereinzelt vertreten wird (...) - nicht 

entgegen. Diese generalisierende Bestimmung des 

Personenkreises, für den der Vermieter einen Eigen-

bedarf nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB geltend machen 

kann, … bewirkt zugleich für Vermieter und Mieter 

Rechtssicherheit und Planbarkeit. Sie vermeidet damit 

auch die bei Berücksichtigung des subjektiven Um-

stands einer persönlichen Verbundenheit zu erwar-

tenden, dem Verhältnis zwischen den Mietvertrags-

parteien abträglichen Streitigkeiten über die einzel-

fallbezogene und wertungsbedürftige Frage des Be-

stehens und der Tiefe einer persönlichen Nähebezie-

hung.“ 

 

Folge dieser Rechtsprechung ist u.a., dass (wegen 

des ihnen zustehenden Zeugnisverweigerungsrechts) 

auch getrennt lebende oder geschiedene Ehegatten 

in den Schutzbereich von § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB ein-

bezogen sind.37Diese höchstgerichtliche Rechtspre-

chung wird allerdings u.a. wegen des anderen Schutz-

zwecks des einem geschiedenen Ehegatten zustehen-

den Zeugnisverweigerungsrechts in der Literatur teil-

weise angegriffen.38 Sie ist aber zutreffend, weil typi-

scherweise auch ein geschiedener Vermieter ein spe-

zifisches persönliches Interesse daran hat, dass sein 

früherer Ehegatte eine angemessene Wohnung zu 

angemessenen Konditionen findet (Erleichterung der 

Trennung; Auswirkungen auf Unterhaltsansprüche; 

Auswirkungen auf Personensorge für Kinder; anhal-

tende moralische Verpflichtung wegen früherer Ehe 

usw.). 

 

bb) Angehörige des Haushalts: 
 

Angehörige des Haushalts sind alle Personen, die 

schon seit längerer Zeit und auf Dauer in den Haus-

halt des Vermieters aufgenommen sind und in enger 

Hausgemeinschaft mit ihm leben.39 Dazu gehören ne-

ben den im Haushalt lebenden Familienangehörigen 

die Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

und aufgenommene Pflegepersonen.40 Die Mitglieder 

einer Wohngemeinschaft, etwa einer sog. Studenten-

WG, sind dagegen regelmäßig keine Haushaltsange-

hörigen, da sie keinen gemeinsamen Haushalt füh-

ren.41 

 

 

 
37  so bereits: BGH, Urteil vom 2. September 2020 - VIII ZR 35/19 

- NJW 2021, 620, juris Rn. 17 ff.; BGH, Urteil  vom 27. Januar 

2010 - VIII ZR 159/09 - BGHZ 184, 138, juris Rn. 22. 
38  Selk in: Erman BGB, Kommentar, 17. Auflage 2023, § 573 BGB, 

Rn. 25; Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573, Rn. 82 mit weite-

ren Nachweisen. 
39  Selk in: Erman BGB, Kommentar, 17. Auflage 2023, § 573 BGB, 

Rn. 25; Helmut Krenek in: Spielbauer/Schneider, Mietrecht, 2., 

neu bearbeitete Auflage, § 573 BGB, Rn. 5; Staudinger/Rolfs 

(2021) BGB § 573, Rn. 88, mit weiteren Nachweisen. 
40  vgl. Helmut Krenek in: Spielbauer/Schneider, Mietrecht, 2., 

neu bearbeitete Auflage, § 573 BGB, Rn. 5; Staudinger/Rolfs 

(2021) BGB § 573, Rn. 88; Tiedemann in: Herber-

ger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. 

Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), Rn. 104. 
41  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Wür-

dinger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), 

Rn. 105. 
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2. Georgisches Recht: 
 

Das georgische Recht ist ähnlich konzipiert wie das 

deutsche Recht. Allerdings ist der Kreis der Berechtig-

ten enger gezogen, da er sich nach Art. 562 Nr. 1 lit. 

b) ZGB auf den Vermieter und seine engen Verwand-

ten beschränkt. Es dürfte aber auch im georgischen 

Recht möglich (und sinnvoll) sein, aus Gründen der 

Rechtssicherheit den Begriff der engen Verwandt-

schaft am Bestehen eines Zeugnisverweigerungs-

rechts auszurichten. Dies schafft klare Abgrenzungs-

kriterien und vermeidet Unklarheiten bei der wirksa-

men Ausübung eines Gestaltungsrechts. 

Auch bei der Frage, ob Gesellschafter von Perso-

nengesellschaften vom Schutzbereich der Regelungen 

zur Kündigung wegen Eigenbedarfs umfasst sind, 

dürfte es möglich sein, sich in Georgien an der deut-

schen Rechtsprechung zu orientieren. Sonstige Ange-

hörige des Hausstandes sind in Georgien vom An-

wendungsbereich einer Kündigung wegen Eigenbe-

darfs nicht betroffen. 

 

III. Bedarf an Wohnraum: 
 

1. Deutsches Recht: 
 

a) Nutzung als Wohnraum/Mischnutzung: 
 

Eine Eigenbedarfskündigung nach § 573 Abs. 2 Nr. 

2 BGB setzt nicht voraus, dass die beabsichtigte Nut-

zung ausschließlich zu Wohnzwecken erfolgt. Bei ei-

ner geplanten gemischten Nutzung, etwa als Woh-

nung und als Kanzlei eines Rechtsanwalts, genügt 

vielmehr, dass die beabsichtigte Nutzung für eigene 

private Wohnzwecke überwiegen soll.42 

Hieraus folgt aber nicht, dass bei einer Nutzung zu 

überwiegend anderen Zwecken eine Kündigung we-

gen Eigenbedarfs von vornherein ausscheidet. § 573 

Abs. 2 Nr. 2 BGB schafft bei der Kündigung wegen des 

Eigenbedarfs an einer Wohnung zwar einen geson-

derten Kündigungsgrund. Dieser rechtfertigt sich 

dadurch, dass der Vermieter in der Mietwohnung ei-

nen persönlichen Lebensmittelpunkt für sich oder für 

einen Angehörigen seiner Familie oder seines Haus-

 
42  BGH, Urteil vom 10. April 2024 - VIII ZR 286/22 - NJW-RR 

2024, 692, juris Rn. 18; BGH, Urteil vom 29. März 2017 - VIII 

ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 44 f.. 

halts begründen möchte43 und ein solches Ziel eines 

persönlichen Refugiums einen besonderen Schutz 

verdient. Hierdurch ändert sich aber nichts daran, 

dass der Kündigungsgrund aus der Generalklausel des 

§ 573 Abs. 1 BGB gleichwertig neben jenem aus § 573 

Abs. 2 Nr. 2 BGB steht (vgl. oben II. 1 a) aa) (2)).44 

Allerdings verschieben sich etwas die Abwägungs-

aspekte, weil es einen gewissen Unterschied macht, 

ob der Vermieter in den bisherigen Lebensmittel-

punkt des Mieters eingreift, um einen (verfassungs-

rechtlich in gleicher Weise schützenswerten) Le-

bensmittelpunkt für sich oder für einen seiner Ange-

hörigen zu begründen oder ob dies aus überwiegend 

beruflichen (durch die Berufsfreiheit nach Art. 12 GG 

aber ebenfalls verfassungsrechtlich geschützten) 

Gründen geschieht.45 Im Regelfall lässt es die Recht-

sprechung aber auch bei einer erstrebten Mischnut-

zung für das Vorliegen eines berechtigten Interesses 

im Sinne von § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB genügen, dass 

dem Vermieter ohne eine wirksame Kündigung ein 

anerkennenswerter Nachteil entstünde. Daher ist 

dem Interesse des Vermieters an einer Erlangung der 

Wohnung regelmäßig der Vorzug vor dem Interesse 

des Mieters zu geben, wenn der ernsthaft verfolgte 

Nutzungswunsch von vernünftigen und nachvollzieh-

baren Gründen getragen ist und wenn dem Vermieter 

bei einem ihm verwehrten Bezug der Mieträume ein 

nach den Umständen des Falles anerkennenswerter 

Nachteil entstünde. Höhere Anforderungen sind al-

lerdings dann zu stellen, wenn die Nutzung zu Wohn-

zwecken einen völlig untergeordneten Raum ein-

nimmt.46 

Wird die Kündigung mit einem Wohnbedarf von 

häuslichen Bediensteten (betreuende Pflegekräfte, 

Hausangestellte, Hausmeister) begründet, kann sie 

gemäß im Sinne von § 573 Abs. 1 BGB gerechtfertigt 

 
43  vgl. BGH, Urteil vom 10. April 2024 - VIII ZR 286/22 - NJW-RR 

2024, 692, juris Rn. 25; BGH, Urteil vom 29. März 2017 - VIII 

ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 44. 
44  BGH, Urteil vom 9. Mai 2012 - VIII ZR 238/11 - NJW 2012, 

2342, juris Rn. 14; BGH, Urteil vom 23. Mai 2007 - VIII ZR 

113/06 - ZMR 2007, 767, juris Rn. 13. 
45  dazu umfassend: BGH, Urteil vom 29. März 2017 - VIII ZR 

45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 35 ff.. 
46  BGH, Urteil vom 10. April 2024 - VIII ZR 286/22 - NJW-RR 

2024, 692, juris Rn. 26; BGH, Urteil vom 29. März 2017 - VIII 

ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 44 f.. 
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sein, wenn das geltend gemachte Interesse ebenso 

schwer wiegt wie die in § 573 Abs. 2 BGB beispielhaft 

angeführten Kündigungsgründe. Dies setzt voraus, 

dass es für die Tätigkeit der häuslichen Bediensteten 

von wesentlicher Bedeutung ist, dass sie in den bis-

lang vermieteten Räumen eine Wohnung beziehen 

können.47 Dies wird insbesondere bei betreuenden 

Pflegekräften nicht selten der Fall sein. 

Wegen der Anforderungen an einen unternehme-

rischen Betriebsbedarf, etwa wegen des Wohnbedarfs 

des Mitarbeiters eines Einzelkaufmanns, wird auf die 

Ausführungen unter II. 1 a) aa) (2) verwiesen. 

 

b) Bedarf an Wohnraum: 
 

aa) Voraussetzungen: 
 

Ein Bedarf an einer Wohnung setzt nicht voraus, 

dass sich der Vermieter in einer angespannten Wohn-

situation oder gar in einer Notlage befindet. Aller-

dings reicht auch der bloße Wille des Vermieters, in 

den eigenen Räumen zu wohnen oder eine der in § 

573 Abs. 2 Nr. 2 BGB genannten Personen dort woh-

nen zu lassen, für die Annahme von Eigenbedarf nicht 

aus.48 Erforderlich, aber auch genügend ist vielmehr, 

dass der Vermieter seinen Wohnungsbedarf auf 

ernsthafte, vernünftige und nachvollziehbare Gründe 

stützt.49 Der Bundesgerichtshof führt hierzu aus:50 

 

„Eine solche Auslegung ist im Hinblick auf die so-

wohl dem Vermieter als auch dem Mieter zukommen-

de Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 

geboten. Danach haben die Fachgerichte den Ent-

schluss des Vermieters, die vermietete Wohnung 

nunmehr selbst zu nutzen oder durch den - eng gezo-

genen - Kreis privilegierter Dritter nutzen zu lassen, 

 
47  BGH, Beschluss vom 23. Februar 2021 - VIII ZR 213/20 - NZM 

2021, 432, juris Rn. 17; BGH, Urteil vom 29. März 2017 - VIII 

ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 24; BGH, Urteil vom 29. 

März 2017 - VIII ZR 44/16 - NJW 2017, 2819, juris Rn. 33. 
48  BVerfG, Beschluss vom 23. April 2014 - 1 BvR 2851/13 - NJW 

2014, 2417, juris Rn. 28. 
49  BGH, Urteil vom 10. April 2024 - VIII ZR 286/22 - NJW-RR 

2024, 692, juris Rn. 26; BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - 

VIII ZR 144/19 - NJW 2020, 1215, juris Rn. 34; BGH, Urteil vom 

22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 133, juris Rn. 19. 
50  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 19; Zitate leicht verändert. 

grundsätzlich zu achten und ihrer Rechtsfindung zu-

grunde zu legen (ständige Rechtsprechung.; vgl. nur 

BVerfGE 68, 361, 373 f.; BVerfGE 79, 292, 304 f.; BGH, 

Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14, BGHZ 204, 

216 Rn. 14). Zur Wahrung berechtigter Belange des 

Mieters dürfen die Gerichte allerdings den Eigennut-

zungswunsch des Vermieters darauf überprüfen, ob er 

ernsthaft verfolgt wird, ob er von vernünftigen und 

nachvollziehbaren Gründen getragen ist oder ob er 

rechtsmissbräuchlich ist (BVerfG, NJW 1994, 994 f.; 

BVerfG, BVerfG, WuM 2002, 21 f.; BVerfG, NJW 2014, 

2417 Rn. 28; …; BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 

166/14, aaO Rn. 15; BGH, Urteil vom 15. März 2017 - 

VIII ZR 270/15, NJW 2017, 1474 Rn. 19).“ 

 

Wie bereits einleitend erwähnt, dürfen die Gerich-

te bei dieser Prüfung nicht die auf die eigene Lebens-

planung und auf einen angemessene Wohnraum ge-

richteten Vorstellungen des Vermieters durch eigene 

zu ersetzen.51 Sie haben also grundsätzlich zu respek-

tieren, welchen Wohnbedarf der Vermieter für sich 

oder für seine Angehörigen als angemessen ansieht.52 

Als vernünftig und nachvollziehbar wird in aller 

Regel ein Wohnungsbedarf gelten, der auf Verände-

rungen in den familiären Verhältnissen (Bedarf an zu-

sätzlicher Wohnung durch Auszug von Angehörigen 

der Familie oder des Haushalts; Bedarf an größerer 

Wohnung durch Vergrößerung der Familie, Bedarf an 

kleinerer Wohnung nach Verkleinerung der Familie 

usw.) beruht.53 Aber auch veränderte Vorstellungen 

von der eigenen Wohnsituation, wie etwa der 

Wunsch nach getrennten Schlafzimmern, sind von 

den Gerichten grundsätzlich zu respektieren.54 Nach-

vollziehbare Gründe können auch in beabsichtigten 

Ortsveränderungen aus beruflichen oder persönli-

chen Anlässen liegen. Letzteres kommt beispielsweise 

in Betracht, wenn ein betagter Vermieter durch einen 

Wohnortwechsel den Kontakt zur Familie der Tochter 

 
51  dazu grundlegend: BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 

166/14 - BGHZ 204, 216, juris Rn. 14 ff.; BGH, Urteil vom 29. 

März 2017 - VIII ZR 45/16 - BGHZ 214, 269, juris Rn. 25 ff.. 
52  BGH, Beschluss vom 21. August 2018 - VIII ZR 186/17 - NJW-

RR 2019, 130, juris Rn. 20. 
53  vgl. Staudinger/Rolfs (2021) BGB § 573 Rn. 100, mit umfang-

reichen Nachweisen aus der Rechtsprechung. 
54  BVerfG, Beschluss vom 10. Juli 1992 - 1 BvR 1614/91 - NJW 

1992, 2878, juris Rn. 16. 
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intensivieren und wieder verstärkt am städtischen 

Kulturleben teilnehmen möchte.55 

Grundsätzlich genügt ein zeitlich begrenzter Be-

darf an der Wohnung.56 Im Hinblick auf die Mobilität 

in der heutigen Gesellschaft dürfen an die Dauer des 

geltend gemachten Eigenbedarfs keine allzu strengen 

Anforderungen gestellt werden. Häufig wird ein Ei-

genbedarfswunsch von etwa einem Jahr ausreichend 

sein.57 Nicht erforderlich ist zudem, dass die Woh-

nung dauerhaft genutzt werden soll. Ein Wohnbedarf 

für eine nur zeitweise Nutzung, etwa als eine Zweit- 

oder als eine Ferienwohnung, genügt.58 

Der Nutzungswunsch muss sich jedoch so weit 

"verdichtet" haben, dass ein konkretes Interesse an 

einer alsbaldigen Eigennutzung besteht. Ein noch un-

bestimmtes Interesse an einer möglichen späteren 

Nutzung (sog. Vorratskündigung) reicht nicht aus.59 

Die Anforderungen an eine Konkretisierung des Nut-

zungsinteresses dürfen aber überspannt werden. Will 

etwa der Vermieter seiner Tochter die Wohnung zur 

Verfügung stellen, damit sie in dieser mit ihrem Le-

bensgefährten leben und eine Familie gründen kann, 

ist nicht erforderlich, dass sich der behauptete Kin-

derwunsches bereits durch Schwangerschaft konkre-

tisiert.60 

Auf dieser Prüfungsstufe, also bei der Ermittlung 

eines auf ernsthafte, vernünftige und nachvollziehba-

re Gründe gestützten Eigenbedarfs, ist nach der Sys-

tematik des deutschen Rechts nicht von Belang, ob 

die Kündigung wegen Eigenbedarfs auf Seiten des 

Mieters zu einer Härte führt, die über die mit dem 

 
55  zum Letzteren: BGH, Beschluss vom 23. Oktober 2018 - VIII ZR 

61/18 - NJW-RR 2019, 134, juris Rn. 19. 
56  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 31 ff.; BVerfG, Beschluss vom 23. April 2014 - 1 

BvR 2851/13 - NJW 2014, 2417, juris Rn. 29. 
57  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 33. 
58  BGH, Beschluss vom 21. August 2018 - VIII ZR 186/17 - NJW-

RR 2019, 130, juris Rn. 22. 
59  BGH, Urteil vom 23. September 2015 - VIII ZR 297/14 - NJW 

2015, 3368, juris Rn. 22; BGH, Beschluss vom 11. Oktober 

2016 - VIII ZR 300/15 - NJW-RR 2017, 75, juris Rn. 19; BGH, 

Urteil vom 29. März 2017 - VIII ZR 44/16 - NJW 2017, 2819, ju-

ris Rn. 22; AG Hamburg, Beschluss vom 20. Dezember 2024 - 

49 C 154/24 - juris Rn. 2 ff.. 
60  BVerfG, Beschluss vom 20. Februar 1995 - 1 BvR 665/94 - NJW 

1995, 1480, juris Rn. 12. 

Verlust des bisherigen Lebensmittelpunktes typi-

scherweise verbundenen Folgen hinausgehen. Diese 

Frage stellt sich erst, wenn der Mieter auf Grund der 

„Sozialklausel“ des § 574 BGB der auf den Eigenbe-

darf gestützten Kündigung widerspricht. Erst dann ist 

daher festzustellen, ob die Kündigung mit einer nicht 

zu rechtfertigenden Härte verbunden ist (dazu unten 

IV.). 

 

bb) Veränderte Verhältnisse: 

 

Grundsätzlich können nur jene Gründe der Kündi-

gung zur Wirksamkeit verhelfen, die im Kündigungs-

schreiben genannt sind (§ 574 Abs. 3, § 573 Abs. 3 

BGB). Nachträglich entstandene Kündigungsgründe 

sind grundsätzlich unerheblich. 

 

Dies folgt schon daraus, dass nach allgemeinen 

Prinzipien die eine Kündigung tragenden Umstände 

im Zeitpunkt ihrer Erklärung vorliegen müssen. Ande-

re als die im Kündigungsschreiben genannten Gründe 

müssen deshalb in der Regel mit einer eigenen Kün-

digungserklärung verfolgt werden.61 

 

Hiervon enthält aber § 573 Abs. 3 Satz 2 BGB eine 

Ausnahme, sofern die ursprüngliche Kündigung wirk-

sam war und zu ihr entweder ein weiterer Kündi-

gungsgrund hingetreten ist oder der ursprüngliche 

Kündigungsgrund durch einen neuen ersetzt wurde.62 

Daher ist ein Austausch der für die Nutzung der Woh-

nung vorgesehenen Person selbst noch während ei-

nes Räumungsrechtsstreits möglich, sofern zunächst 

der Eigenbedarf hinsichtlich der zuerst benannten 

Person bestanden hat und später in einer anderen 

Person hinzugetreten ist.63 Das kann etwa in Betracht 

kommen, wenn die Kündigung wirksam mit einer Le-

bensplanung der Tochter des Vermieters (Eheschlie-

ßung, Kinderwunsch usw.) begründet wurde, inzwi-

schen aber der Sohn des Vermieters einen Wohnbe-

 
61  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdin-

ger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024) Rn. 

228 ff.. 
62  BGH, Urteil vom 25. Oktober 2023 - VIII ZR 147/22 - NJW-RR 

2024, 566, juris Rn. 39. 
63  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdin-

ger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024) Rn. 

107. 



Ulrich Hagenloch   Zeitschrift für Rechtsvergleichung 12/2024 
 

 

12 

darf hat. Dabei ist unerheblich, ob der Vermieter den 

Wohnbedarf des Sohnes inzwischen als vorrangig er-

achtet oder ob der Wohnbedarf der Tochter wegge-

fallen ist. 

 

cc) Ernsthaftigkeit: 
 

Die Wirksamkeit der Kündigung wegen Eigenbe-

darfs setzt voraus, dass dieser nicht nur schlüssig dar-

gelegt wird, sondern auch ernsthaft besteht. Ein ob-

jektiv begründbarer - aber nicht wirklich verfolgter - 

Eigenbedarf darf also nicht als Vorwand dienen, um 

das Mietverhältnis kündigen zu können. 

Wie bereits mehrfach angesprochen, haben die 

Gerichte den Entschluss des Vermieters, die vermiete-

te Wohnung künftig selbst zu nutzen oder durch den - 

eng gezogenen - Kreis privilegierter Dritter nutzen zu 

lassen, grundsätzlich zu achten und ihrer Rechtsfin-

dung zugrunde zu legen. Bestreitet der Mieter die 

Ernsthaftigkeit eines solchen Wunsches, haben die 

Gerichte jedoch den Eigennutzungswunsch des Ver-

mieters darauf zu überprüfen, ob er ernsthaft verfolgt 

wird.64 Das Vorhandensein eines tatsächlichen Nut-

zungswillens muss dann der Vermieter beweisen (vgl. 

zur Beweisführung unten III. 1. b) ee) (1)).65 

 

dd) Rechtsmissbrauch: 
 

Die Ausübung eines Kündigungsrechts wegen Ei-

genbedarfs kann rechtmissbräuchlich sein.  In der 

Praxis stellt sich diese Thematik insbesondere, wenn 

der Vermieter ein grundsätzlich in Betracht kommen-

des Kündigungsrecht wegen Eigenbedarfs „übermä-

ßig“ ausübt oder wenn der Kündigungsgrund nach-

träglich weggefallen ist. 

 

(1) Übermaßverbot: 
 

Als rechtsmissbräuchlich wird von der Rechtspre-

chung angesehen, wenn der grundsätzlich vorhande-

ne Eigenbedarf in einem weit überhöhten Umfang 

 
64  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 167/17 - NJW-RR 2019, 

972, juris Rn. 25; BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 

180/18 - BGHZ 222, 133, Rn. 19. 
65  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 167/17 - NJW-RR 2019, 

972, juris Rn. 25. 

geltend gemacht wird.66 Ob dies der Fall ist, haben die 

Gerichte unter Abwägung der beiderseitigen Interes-

sen anhand objektiver Kriterien und unter konkreter 

Würdigung der Umstände des Einzelfalls festzustel-

len.67 Es lassen sich hierzu keine Richtwerte (etwa 

Wohnfläche abhängig von der Zahl der Nutzer) auf-

stellen. Denn die Beurteilung hängt nicht allein von 

der in Anspruch genommenen Wohnfläche oder von 

der Anzahl der Räume ab.68 So kann es etwa mit da-

rauf ankommen, ob die Anmietung einer etwas klei-

neren Wohnung in vergleichbarer Lage zu angemes-

senen Konditionen auf dem Wohnungsmarkt über-

haupt unschwer möglich ist oder ob andere Alternati-

ven ernsthaft zur Verfügung stehen. 

 

(2) Nachträglicher Wegfall des Kündigungsgrun-

des: 
 

Die weitere Ausübung des Kündigungsrechts ist 

rechtsmissbräuchlich (und löst Schadenersatzansprü-

che aus; vgl. unten V.), wenn der Kündigungsgrund 

vor dem Ablauf der Kündigungsfrist weggefallen ist 

und der Vermieter den Mieter hierauf nicht hinweist. 

Nach gefestigter Rechtsprechung hat ein Vermie-

ter, der das Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs ge-

kündigt hat, zur Vermeidung eines rechtsmissbräuch-

lichen Verhaltens den Mieter auf einen späteren 

Wegfall des Eigenbedarfs hinzuweisen. Diese Pflicht 

besteht aber nur bis zum Ablauf der Kündigungsfrist. 

Dieser Zeitpunkt ist für das Bestehen einer Hinweis-

pflicht grundsätzlich auch dann maßgebend, wenn 

die Parteien in einem (gerichtlichen) Räumungsver-

gleich einen späteren Auszugstermin des Mieters ver-

einbaren.69 Diese Auffassung begründet der Bundes-

gerichtshof in seinem (in späteren Entscheidungen 

 
66  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 16; BGH, Beschluss vom 21. August 2018 - VIII 

ZR 186/17 - NJW-RR 2019, 130, juris Rn. 21; BVerfG, Beschluss 

vom 20. Februar 1995 - 1 BvR 665/94 - NJW 1995, 1480, juris 

Rn. 9. 
67  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 16, mit umfassenden weiteren Nachweisen. 
68  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 

216, juris Rn. 19. 
69  BGH, Urteil vom 9. Dezember 2020 - VIII ZR 238/18 - NJW 

2021, 1232, juris Rn. 13. 
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bekräftigten)70 Grundsatzurteil vom 9. November 

2005 wie folgt:71 

 

„aa) Einseitige Gestaltungserklärungen, wie insbe-

sondere die Kündigung eines Dauerschuldverhältnis-

ses, führen - sofern ihre tatbestandlichen Vorausset-

zungen erfüllt sind - die gewollten Rechtswirkungen zu 

dem gesetzlich vorgesehenen oder individuell be-

stimmten Zeitpunkt herbei. Eine wirksame Kündigung 

beendet das Mietverhältnis mit dem Ablauf der Kün-

digungsfrist; deshalb ist der Mieter zur Rückgabe der 

Mietsache an den Vermieter zu diesem Zeitpunkt ver-

pflichtet (§ 546 BGB). Kommt er dieser Verpflichtung 

nicht nach, so schuldet er dem Vermieter die verein-

barte Miete nicht mehr als die ihm obliegende ver-

tragliche Leistung, sondern kraft Gesetzes als Ent-

schädigung für die Dauer der Vorenthaltung (§ 546 a 

Abs. 1 BGB). 

bb) Solange die Rechtswirkungen der Kündigung 

noch nicht eingetreten sind, sprechen keine zwingen-

den Gründe dagegen, vielmehr erfordert es der Schutz 

des Mieters, einer zunächst wirksamen Kündigung 

nachträglich ihre Wirksamkeit abzusprechen, wenn 

dies aus überwiegenden Gesichtspunkten, etwa dem 

Verbot des rechtsmissbräuchlichen Verhaltens (§ 242 

BGB), geboten erscheint. Ein derartiger Rechtsmiss-

brauch läge insbesondere dann vor, wenn der geltend 

gemachte Eigenbedarf des Vermieters vor dem Ablauf 

der Kündigungsfrist und der erst hierdurch bewirkten 

rechtlichen Beendigung des Mietverhältnisses entfal-

len ist und der Vermieter dennoch aus formalen Grün-

den an der im Zeitpunkt der Erklärung berechtigten 

Kündigung festhalten würde. 

cc) Mit dem (rechtlichen) Ende des Mietverhältnis-

ses erlischt … das Besitzrecht des Mieters, der keine 

originäre, sondern nur eine abgeleitete Beziehung zu 

der von einem anderen geschaffenen Wohnung hat 

(BVerfGE 89, 1, 7 f.); die Verfügungsbefugnis des Ver-

mieters, in aller Regel des Eigentümers der betreffen-

 
70  BGH, Urteil vom 9. Dezember 2020 - VIII ZR 238/18 - NJW 

2021, 1232, juris Rn. 13; BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII 

ZR 167/17 - NJW-RR 2019, 972, juris Rn. 28; BGH, Urteil vom 

14. Dezember 2016 - VIII ZR 232/15 - BGHZ 213, 136, juris Rn. 

62. 
71  Auszug aus BGH, Urteil vom 9. November 2005 - VIII ZR 

339/04 - BGHZ 165, 75, juris Rn. 18 ff.; Zitate leicht verändert. 

den Wohnung, erlangt wieder ihren vollen, von der 

Verfassung in Art. 14 GG anerkannten und garantier-

ten Umfang. Verweigert der Mieter die Herausgabe 

der Wohnung, obwohl die Kündigung wirksam ist und 

ein gesetzlicher Grund für die Fortsetzung des Miet-

verhältnisses nach der Sozialklausel der §§ 574 ff. BGB 

nicht vorliegt, so verletzt er seine Pflicht zur Rückgabe 

der Mietsache (§ 546 Abs. 1 BGB) und verhält sich 

damit rechtswidrig; auf den eigentumsgleichen Rang 

seines auf dem Mietvertrag beruhenden Rechts zum 

Besitz der Wohnung (BVerfGE 89, 1, 6 ff) kann er sich 

nach der Beendigung des Mietverhältnisses nicht 

mehr berufen. Aus diesen Gründen versagt hier auch 

das Gebot der Schonung des vertragstreuen Mieters. 

Ein Mieter, der die gemietete Sache nach der durch 

die wirksame Kündigung herbeigeführten Beendigung 

des Mietverhältnisses dem Vermieter nicht zurückgibt, 

verhält sich von da an nicht mehr vertragstreu; auf 

ein Verschulden kommt es insoweit nicht an. 

dd) Nachvertragliche Treuepflichten, die einen Vor-

rang des Bestandsinteresses des Mieters gegenüber 

dem Rückgabeanspruch des Vermieters gebieten 

würden, sind nicht anzuerkennen. Dies hat der Senat 

in seinem Urteil vom 9. Juli 2003 (BGH, Urteil vom 9. 

Juli 2003 - VIII ZR 311/02 - NJW 2003, 2604, juris Rn. 

13) in ähnlicher Weise für den Fall einer freiwerden-

den Wohnung des Vermieters bei fortbestehendem 

Eigenbedarf an der gekündigten Wohnung ausge-

sprochen; für die vorliegende Fallgestaltung kann 

nichts anderes gelten. Die Annahme einer nachver-

traglichen Pflicht des Vermieters, den Mieter über den 

nach Beendigung des Mietverhältnisses eingetretenen 

Wegfall des Kündigungsgrundes zu unterrichten, wür-

de zu einer systemwidrigen Durchbrechung der 

Grundsätze über die rechtsgestaltende Wirkung von 

Kündigungserklärungen führen. Anhaltspunkte dafür, 

dass der Gesetzgeber den Mieter auf materiell-

rechtlicher Ebene vor einem derartigen nachträgli-

chen Wegfall des Eigenbedarfs hat schützen wollen, 

bestehen nicht. Dass der Gesetzgeber das Problem 

des nachträglichen Eintritts neuer Umstände gesehen 

hat, ergibt sich aus der Regelung über das Unwirk-

samwerden einer auf Zahlungsverzug gestützten au-

ßerordentlichen Kündigung des Vermieters bei nach-

träglicher Tilgung des Mietrückstandes (§ 569 Abs. 3 

Nr. 2 BGB). Dem Interesse des Mieters am Erhalt der 
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Wohnung könnte daher nur durch eine nachvertragli-

che Pflicht des Vermieters, dem Mieter den Neuab-

schluss eines Mietvertrages über dieselbe Wohnung 

anzubieten, Rechnung getragen werden. ....“ 

 

(3) sonstige Fallgestaltungen: 

 

Ein Rechtsmissbrauch in der Form eines wider-

sprüchlichen Verhaltens kommt des Weiteren in Be-

tracht, wenn der Vermieter trotz Kenntnis oder Er-

wartung eines künftigen Eigenbedarfs einen unbefris-

teten Mietvertrag abgeschlossen hat, obwohl er ei-

nen befristeten Mietvertrag hätte abschließen kön-

nen. Der Bundesgerichtshof führt hierzu aus:72 

 

„Ein befristeter Mietvertrag kann gemäß § 575 

Abs. 1 Satz 1 BGB abgeschlossen werden, wenn der 

Vermieter die Räume nach Ablauf der Mietzeit für 

sich, seine Familien- oder Haushaltsangehörigen nut-

zen will. Die Entscheidung hierfür muss noch nicht 

endgültig gefallen sein; es genügt vielmehr eine 

ernsthafte Absicht (BGH, Urteil vom 18. April 2007 - 

VIII ZR 182/06 - NJW 2007, 2177, juris Rn. 24) bezie-

hungsweise - falls sich der Vermieter über seine Ei-

genbedarfsabsichten noch nicht endgültig schlüssig 

geworden ist - auch ein (ernsthaftes) Erwägen (...). 

Wenn der Vermieter in solchen Fällen einen unbefris-

teten Mietvertrag abschließt, ohne dem Mieter - wozu 

er bei Abschluss eines befristeten Mietvertrags sogar 

gesetzlich verpflichtet wäre (§ 575 Abs. 1 Satz 1 2. 

Halbs. BGB) - auf eine beabsichtigte oder zumindest 

(ernsthaft) erwogene künftige Nutzung durch sich 

oder einen gemäß § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB privilegier-

ten Familien- oder Haushaltsangehörigen hinzuwei-

sen, gibt er damit objektiv betrachtet zu verstehen, 

dass er einen solchen Schritt weder beabsichtigt noch 

erwägt. …. 

Ein Vermieter setzt sich also grundsätzlich nur 

dann in Widerspruch zu seinem früheren Verhalten, 

wenn er die Eigenbedarfskündigung auf Gründe 

stützt, die ihn zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 

schon den Entschluss haben fassen lassen, die Woh-

nung für sich selbst oder seine Familien- oder Haus-

 
72  BGH, Urteil vom 4. Februar 2015 - VIII ZR 154/14 - BGHZ 204, 

145, juris Rn. 35 ff.; Zitate leicht verändert. 

haltsangehörigen in Gebrauch zu nehmen, oder auf-

grund derer er eine solche Nutzung zum damaligen 

Zeitpunkt (ernsthaft) erwogen hat. Um einen solchen 

Widerspruch aufzulösen, muss er den Mieter, der mit 

einer längeren Mietdauer rechnet und rechnen darf, 

ungefragt über die beabsichtigte oder zumindest in 

Absicht genommene Begrenzung der Mietdauer auf-

klären (...). 

Abgesehen von diesen Fallgestaltungen kommt ein 

widersprüchliches Verhalten des Vermieters dann in 

Betracht, wenn er anlässlich des Vertragsschlusses 

von sich aus oder auf konkrete Fragen des Mieters 

vorsätzlich unrichtige Angaben ("Wissenserklärung") 

über den derzeitigen Stand ihm bekannter, für die Be-

urteilung einer Eigenbedarfssituation maßgebender 

Tatsachen macht (vgl. BGH, Urteil vom 20. März 2013 

- VIII ZR 233/12 - NJW  2013, 1596, juris Rn. 14). Da-

bei kommt es entscheidend auf die Umstände des Ein-

zelfalls, insbesondere den Inhalt der vom Mieter ge-

stellten Fragen an. Fahrlässige Falschangaben zu sol-

chen Tatsachen oder gar (schuldhafte oder schuldlo-

se) Fehleinschätzungen über die Entwicklung der Ei-

genbedarfssituation können dagegen nicht die Grund-

lage für ein widersprüchliches Verhalten bilden, denn 

vom Vermieter kann nicht verlangt werden, dass er 

bei dem nach § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB privilegierten 

Personenkreis Erkundigungen darüber einzieht, wie 

deren Lebensplanung in den nächsten Jahren (wohl) 

aussehen wird, und sich darüber schlüssig wird, wie 

sich sein eigenes Leben in den nächsten Jahren (wohl) 

entwickeln wird. … 

Das Verhalten des Vermieters, der nach Abschluss 

des Mietvertrags Eigenbedarf geltend macht, hierzu 

aber bei Vertragsabschluss weder entschlossen war 

noch dies erwogen hatte und der auch über ihm be-

kannte, für das Entstehen von Eigenbedarf bedeutsa-

me Tatsachen nicht vorsätzlich unrichtige Wissenser-

klärungen abgegeben hatte, rechtfertigt auch nicht 

den Vorwurf des Rechtsmissbrauchs.“ 

 

Ein Rechtsmissbrauch kann auch vorliegen, wenn 

es dem Vermieter möglich ist, den Wohnbedarf durch 

eine andere (freie oder ihm verfügbare) Wohnung 

ohne wesentliche Abstriche zu befriedigen.73 Trotz 

 
73  BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 166/14 - BGHZ 204, 
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vorhandener Alternativen ist es aber nicht rechts-

missbräuchlich, wenn der Vermieter vernünftige und 

nachvollziehbare Gründe für das Festhalten an der Ei-

genbedarfskündigung anführen kann. Dies gilt etwa, 

wenn sich der Wohnraum ansonsten auf verschiede-

ne Etagen oder auf Nebengebäude verteilen müsste 
74 oder wenn die alternativ verfügbare Wohnung für 

den Vermieter deutlich ungünstiger liegt (längere 

Wege zur Arbeitsstätte; schlechtere Infrastruktur; 

fremdes soziales Umfeld usw.). 

Ein Rechtsmissbrauch folgt hingegen nicht bereits 

daraus, dass der Vermieter den Kündigungsgrund des 

Eigenbedarfs durch den Erwerb der vermieteten 

Wohnung selbst verursacht hat.75 Wer finanzielle Mit-

tel dazu verwendet, eine Wohnung zu erwerben, um 

in dieser selbst zu wohnen, gestaltet sein Leben 

grundsätzlich selbst dann vernünftig und nachvoll-

ziehbar, wenn er schlichtweg "Herr seiner eigenen 

vier Wände" sein will.76 Eine andere Sicht würde die 

durch Art. 14 Abs. 1 GG garantierte Befugnis des Ei-

gentümers missachten, sein Leben unter Nutzung 

seines Eigentums nach seinen Vorstellungen einzu-

richten.77 

Ist an der vermieteten Wohnung nach Abschluss 

des Mietvertrages Wohnungseigentum begründet 

worden (sog. Wohnungsumwandlung), sind allerdings 

die in Abschnitt I. 1. auszugsweise wiedergegebenen 

Beschränkungen des Kündigungsrechts aus § 577a 

BGB zu beachten. 

 

cc) Beweislast und Beweisführung: 
 

(1) Tatbestandliche Voraussetzungen: 
 

Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen 

eines Kündigungsgrundes liegt im Rahmen des Räu-

 
216, juris Rn. 15; BVerfG, Beschluss vom 20. Februar 1995 - 1 

BvR 665/94 - NJW 1995, 1480, juris Rn. 9. 
74  BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 144/19 - NJW 

2020, 1215, juris Rn. 18. 
75  BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 144/19 - NJW 

2020, 1215, juris Rn. 17; BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII 

ZR 180/18 - BGHZ 222, 133, juris Rn. 16. 
76  BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 144/19 - NJW 

2020, 1215, juris Rn. 17; BVerfG, Beschluss vom 11. November 

1993 - 1 BvR 696/93 - NJW 1994, 309, juris Rn. 11 ff.. 
77  BVerfG, Urteil vom 14. Februar 1989 - 1 BvR 308/88 - BVerfGE 

79, 292, juris Rn. 29 ff.. 

mungs-/Kündigungsprozesses (anders beim Schaden-

ersatzprozess, dazu unten VI.) beim kündigenden 

Vermieter.78 

Den vom Vermieter vorgetragenen Wunsch einer 

eigenen Nutzung kann der Mieter mit Nichtwissen 

wirksam bestreiten. Dies folgt daraus, dass es sich bei 

der Nutzungsabsicht um eine sog. innere Tatsache 

handelt, von welcher der Mieter eine konkrete 

Kenntnis nicht haben kann. Er darf deshalb sein Be-

streiten prozessual zulässig auf Vermutungen stüt-

zen.79  Eine Ausnahme gilt nur, wenn die Vermutung 

ohne jegliche tatsächliche Anhaltspunkte „ins Blaue 

hinein“ abgegeben werden.80 

Trägt der Mieter Indizien vor, die dafür sprechen, 

dass der Eigenbedarf nur vorgeschoben ist, stellt dies 

lediglich ein (dann sog. qualifiziertes) Bestreiten des 

vom Vermieter nachzuweisenden Bestehens des Ei-

genbedarfs dar.81 An der Beweislast des Vermieters 

ändert sich hierdurch nichts. Der Mieter hat aber ei-

nen verfahrensrechtlichen Anspruch darauf, dass sich 

die Gerichte mit den von ihm erhobenen Einwänden 

auseinandersetzen.82 

Dies schließt ein, dass die Gerichte die vorgetrage-

nen Indiztatsachen auf ihre Plausibilität hin überprü-

fen und sich im Regelfall durch eine Anhörung des 

Vermieters83 einen persönlichen Eindruck von der 

 
78  BGH, Urteil vom 18. Mai 2005 - VIII ZR 368/03 - NJW 2005, 

2395, juris Rn. 20;  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüß-

mann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB 

(Stand: 20.06.2024), Rn. 189; LG Berlin, Beschluss vom 27. Ok-

tober 2021 - 65 S 125/21 - WuM 2022, 282, juris Rn. 36; LG 

Itzehoe, Beschluss vom 12. Februar 2021 - 9 S 39/20 - ZMR 

2022, 129, juris Rn. 7. 
79  BVerfG, Beschluss vom 13. Januar 1995 - 1 BvR 1420/94 - 

NJW-RR 1995, 392, juris Rn. 17. 
80  zum Ganzen: LG Berlin, Urteil vom 21. November 2018 - 65 S 

142/18, juris Rn. 9. 
81  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdin-

ger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), Rn. 

191. 
82  BGH, Urteil vom 21. März 2018 - VIII ZR 104/17 - BGHZ 218, 

162, juris Rn. 18; BGH, Urteil vom 4. März 2015 - VIII ZR 

166/14 - BGHZ 204, 216, juris Rn. 14 ff.; Verfassungsgericht 

des Landes Brandenburg, Beschluss vom 16. März 2000 - 2/00 

- juris Rn. 19, vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 13. Januar 1995 

- 1 BvR 1420/94 - NJW-RR 1995, 392, juris Rn. 13 ff.. 
83  vgl. dazu: BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 167/17 - 

NJW-RR 2019, 972, juris Rn. 26; Tiedemann in: Herber-

ger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. 
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Ernsthaftigkeit des Nutzungswunsches verschaffen. 

So spricht etwa die allgemeine Lebenserfahrung da-

gegen, dass für die persönlichen Lebensumstände 

derart weitreichende Entscheidungen wie der Bezug 

einer anderen Wohnung sehr kurzfristig gefasst und 

umgesetzt werden.84 Es kann auch gegen einen eige-

nen Nutzungswillen sprechen, wenn der Vermieter 

vom Mieter noch kurz vor dem Ausspruch der Kündi-

gung eine Mieterhöhung verlangt hat.85 Zudem 

spricht die allgemeine Lebenserfahrung dafür, dass 

ein beabsichtigter Wohnungswechsel mit Dritten be-

sprochen wird86 sowie durch Erkundigungen und vor-

bereitende Maßnahmen nach außen wahrnehmbar in 

Erscheinung tritt. 

Das Bundesverfassungsgericht führt hierzu aus:87 

 

„Die Feststellung dieser Tatsachen (Hinweis des 

Autors: gemeint eines ernsthaft bestehenden Eigen-

bedarfs) ist jedenfalls in der Weise möglich, daß Um-

stände festgestellt werden, die nach der Lebenserfah-

rung auf das Vorhandensein der festzustellenden Tat-

sache schließen lassen (...). Den hiermit verbundenen 

Unwägbarkeiten tragen die Verfahrensordnungen 

Rechnung, indem sie sich mit der freien, theoretische 

Zweifel nicht ausschließenden Überzeugung des Ge-

richts begnügen (...) und für den Fall ernsthafter Zwei-

fel ("non-liquet") Beweis(last)regeln bereitstellen, die 

eine Entscheidung gestatten. Diese durch das Beweis-

recht eröffneten Möglichkeiten schließen es aus, inne-

re Tatsachen / Dies gilt auch für die Absicht des Ver-

mieters zur Selbstnutzung der streitbefangenen Woh-

nung im Räumungsrechtsstreit. ... Häufig wird ... der 

Vermieter seinen Wunsch, eine vermietete Wohnung 

künftig selbst zu nutzen, gegenüber Dritten äußern; 

dann werden diese imstande sein, Angaben über ihre 

 
Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), Rn. 189. 

84  vgl. BGH, Urteil vom 23. September 2015 - VIII ZR 297/14 - 

NJW 2015, 3368, juris Rn. 29. 
85  vgl. Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Wür-

dinger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), 

Rn. 190. 
86  vgl. BVerfG, Beschluss vom 20. Februar 1995 - 1 BvR 665/94 - 

NJW 1995, 1480, juris Rn. 12. 
87  BVerfG, Beschluss vom 30. Juni 1993 - 2 BvR 459/93 - NJW 

1993, 2165, juris Rn. 26 f.. 

Gespräche mit dem Vermieter zu machen, die es dem 

Gericht gestatten, das Vorliegen eines ernsthaften 

Selbstnutzungswunsches zu beurteilen. Fehlt es hie-

ran, so sind die Gerichte gehalten, sich das erforderli-

che Maß an Überzeugung durch Würdigung anderer - 

grundsätzlich vom Vermieter vorzutragender und ge-

gebenenfalls zu beweisender - Indiztatsachen zu bil-

den, die einen Schluß auf eine solche Absicht zulas-

sen ...“ 

 

(2) Rechtsmissbrauch: 
 

Dem Mieter obliegt es, diejenigen Tatsachen vor-

zutragen und zu beweisen, die einen von ihm be-

haupteten Rechtsmissbrauch des Vermieters begrün-

den.88 

Soweit es sich hierbei um Tatsachen handelt, von 

denen der beweisbelastete Mieter keine Kenntnis ha-

ben kann, darf er sich zunächst auf ein pauschales 

Behaupten beschränken. Es liegt dann am Vermieter 

seiner sekundären Darlegungslast (dazu näher: unten 

VI. 1)89 nachzukommen und konkret dartun, wann 

und wieso der Eigenbedarf entstanden ist. Unterlässt 

er einen solchen substantiierten Sachvortrag, gilt der 

dies bestreitende Vortrag des Mieters als unstreitig.90 

Insoweit gilt beim Kündigungs-/ Räumungsprozess 

sinngemäß, was nachfolgend (unten VI.) zum Scha-

denersatzanspruch wegen einer rechtsmissbräuchli-

chen Kündigung ausgeführt wird. 

 

2. Georgisches Recht: 
 

Wegen der vergleichbaren gesetzlichen Regelung 

dürften diese in der deutschen Rechtsprechung ent-

wickelten Prinzipien grundsätzlich auch auf das geor-

gische Recht übertragbar sein. 

 

 

 
88  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdin-

ger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), Rn. 

191. 
89  zur deutschen Rechtsprechung: Hagenloch,  

 https://lawlibrary.info/ge/books/GIZ_CivilProcedureCode_Co

mmentary.pdf. Art. 102 unter 3. b) aa) (3)). 
90  Tiedemann in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdin-

ger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 573 BGB (Stand: 20.06.2024), Rn. 

192. 
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IV. Widerspruchsrecht des Mieters im deutschen 

Recht: 
 

Gemäß der in § 574 BGB enthaltenen „Sozialklau-

sel“ kann der Mieter der Kündigung des Vermieters 

widersprechen, wenn die Beendigung des Mietver-

hältnisses für ihn oder für einen Angehörigen seiner 

Familie oder seines Haushalts eine nicht zu rechtferti-

gende Härte bedeuten würde oder wenn ein ange-

messener Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingun-

gen nicht beschafft werden kann. 

 

1. Nicht berechtigte Härte: 
 

Eine Härte im Sinne von § 574 Abs. 1 Satz 1 BGB 

liegt vor, wenn sich die mit einem Umzug verbunde-

nen Nachteile von den mit einem Wohnungswechsel 

typischerweise verbundenen Unannehmlichkeiten 

deutlich abheben.91 

Dies kann insbesondere bei einer langjährigen 

Mietdauer, bei einem hohen Alter oder bei einer 

schweren Erkrankung des Mieters in Betracht kom-

men. Allerdings genügen eine lange Mietdauer 

und/oder ein hohes Alter eines Mieters nicht ohne 

Weiteres, weil sich die damit typischerweise einher-

gehende Verwurzelung im bisherigen Umfeld je nach 

der Persönlichkeit und je nach der körperlichen sowie 

psychischen Verfassung des Mieters unterschiedlich 

stark auswirkt.92 

Kommen zu diesen Umständen allerdings Erkran-

kungen hinzu, auf Grund derer beim Mieter im Falle 

seines Herauslösens aus seiner näheren Umgebung 

eine Verschlechterung seines gesundheitlichen Zu-

stands zu erwarten steht (etwa bei einer Demenz ge-

mischter Genese), kann dies in der Gesamtschau zu 

einer Härte führen. Wenn der gesundheitliche Zu-

stand des Mieters einen Umzug nicht zulässt oder im 

Falle eines Wohnungswechsels zumindest die ernst-

hafte Gefahr einer erheblichen Verschlechterung der 

gesundheitlichen Situation des schwer erkrankten 

Mieters besteht, kann sogar allein dies einen Här-

 
91  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 28; BGH, Urteil vom 15. März 2017 - VIII ZR 

270/15 - NJW 2017, 1474, juris Rn. 25; BGH, Urteil vom 16. 

Oktober 2013 - VIII ZR 57/13 - NJW-RR 2014, 78, juris Rn. 17. 
92  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 30. 

tegrund darstellen.93 Werden von dem Mieter für den 

Fall eines erzwungenen Wohnungswechsels substan-

tiiert ihm drohende schwerwiegende Gesundheitsge-

fahren, eventuell auch Suizidrisiken, geltend gemacht, 

haben sich die Gerichte (beim Fehlen eigener Sach-

kunde) regelmäßig mittels eines Sachverständiger ein 

genaues Bild zu verschaffen. Dabei ist insbesondere 

festzustellen, welche gesundheitlichen Folgen im Ein-

zelnen mit einem Umzug voraussichtlich verbunden 

sind und mit welcher Wahrscheinlichkeit sie eintreten 

können.94 

Bei der Bewertung und Gewichtung der widerstrei-

tenden Interessen beider Parteien haben die Gerichte 

zu berücksichtigen, dass bei der Auslegung des Kün-

digungstatbestands des § 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB einer-

seits und der Sozialklausel des § 574 BGB anderer-

seits dieselben verfassungsrechtlichen Maßstäbe gel-

ten.95 Auch im Rahmen von § 574 BGB ist deshalb die 

vom Vermieter beabsichtigte Lebensplanung grund-

sätzlich zu respektieren.96 Dies gilt aber spiegelbildlich 

auch für die Lebensplanung des Mieters, so dass die 

Gerichte grundsätzlich auch dessen Vorstellungen 

(und nicht ihre eigenen) der Interessenabwägung zu 

Grunde legen müssen.97 Dies gilt in besonderer Wei-

se, wenn es um das Schicksal älterer Personen und 

um deren weitere Lebensplanung geht.98 

 

2. Nicht zu beschaffender Ersatzwohnraum: 
 

Der Härtegrund des zu zumutbaren Bedingungen 

nicht zu beschaffenden Ersatzwohnraums ist nicht be-

 
93  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 28; BGH, Urteil vom 16. Oktober 2013 - VIII ZR 

57/13 - NJW-RR 2014, 78, juris Rn. 20. 
94  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 45; BGH, Urteil vom 15. März 2017 - VIII ZR 

270/15 - NJW 2017, 1474, juris Rn. 24 und Rn. 29. 
95  BVerfG, Beschluss vom 20. Mai 1999 - 1 BvR 29/99 - NJW-RR 

1999, 1097, juris Rn. 15 f.. 
96  BVerfG, Beschluss vom 11. November 1993 - 1 BvR 696/93 - 

NJW 1994, 309, juris Rn. 11; BVerfG, Beschluss vom 20. Feb-

ruar 1995 - 1 BvR 665/94 - NJW 1995, 1480, juris Rn. 9; BGH, 

Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 133, juris 

Rn. 41; BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 144/19 - 

NJW 2020, 1215, juris Rn. 33. 
97  BVerfG, Beschluss vom 27. Januar 1994 - 1 BvR 2067/93 - juris 

Rn. 4 f.. 
98  vgl. BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 63. 
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reits dann gegeben, wenn auf dem Wohnungsmarkt 

eine angespannte Situation herrscht.99 Diese kann al-

lerdings ein gewisses Indiz für das Vorliegen eines 

Härtegrunds nach § 574 Abs. 2 BGB darstellen. Sie 

kann deshalb in Verbindung mit einem substantiier-

ten (und ggf. nachgewiesenen) Parteivortrag zu den 

konkret ergriffenen Maßnahmen zu der Überzeugung 

führen kann, dass ein angemessener Wohnraum zu 

zumutbaren Bedingungen für den Mieter (sowie seine 

Familien- oder Haushaltsangehörigen) nicht zu erlan-

gen ist.100 Die Gerichte haben dann konkret festzustel-

len, welcher Ersatzwohnraum für den Mieter nach 

seinen finanziellen und persönlichen Verhältnissen 

angemessen ist, welche Bemühungen von dem Mie-

ter erbracht werden müssen und ob er diesen An-

strengungen genügt hat.101 

Eine Ersatzwohnung ist angemessen, wenn sie im 

Vergleich zu der bisherigen Wohnung den Bedürfnis-

sen des Mieters entspricht und sie finanziell für ihn 

tragbar ist. Dabei sind die Lebensführung des Mie-

ters und seine persönlichen und finanziellen Lebens-

verhältnisse maßgebend. Die Wohnung muss aller-

dings dem bisherigen Wohnraum weder hinsichtlich 

ihrer Größe, ihres Zuschnitts oder ihrer Qualität 

noch nach ihrem Preis vollständig entsprechen.102 

Gewisse Einschnitte sind dem Mieter vielmehr zu-

zumuten. Leben im Haushalt des Mieters Angehöri-

ge mit eigenem Einkommen, ist die Suche nach ei-

nem angemessenen Ersatzwohnraum grundsätzlich 

auch auf solche Wohnungen zu erstrecken, die mit 

dem Haushaltseinkommen finanziert werden kön-

nen. Dabei ist auch zu berücksichtigen ist, ob der 

Mieter für eine Ersatzwohnung erstmals oder in hö-

herem Umfang Sozialleistungen (vor allem Wohn-

geld) erhalten würde.103 

 
99  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 49 ff.. 
100  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 51. 
101  BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 144/19 - NJW 

2020, 1215, juris Rn. 28. 
102  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 50; BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 

144/19 - NJW 2020, 1215, juris Rn. 26. 
103  BGH, Urteil vom 22. Mai 2019 - VIII ZR 180/18 - BGHZ 222, 

133, juris Rn. 50; BGH, Urteil vom 11. Dezember 2019 - VIII ZR 

144/19 - NJW 2020, 1215, juris Rn. 26. 

V. Räumungsfrist: 
 

Wie bereits in Abschnitt I. 1. kurz angesprochen, 

kann dem Vermieter nach näherer Maßgabe von § 

721 ZPO eine Räumungsfrist gewährt werden. Die 

Entscheidung hierüber liegt im pflichtgemäßen Er-

messen des Gerichts, das die Interessen beide Partei-

en gegeneinander abwägen muss.104 

Die Entscheidung muss grundsätzlich im Urteil 

über die Räumung, also im Rahmen des Erkenntnis-

verfahrens, getroffen werden. In der Sache handelt es 

sich aber um eine rein verfahrensrechtliche (vollstre-

ckungsrechtliche) Maßnahme. Sie ändert also weder 

etwas an der materiell-rechtlichen Beendigung des 

Mietvertrages (vgl. auch § 571 Abs. 2 BGB) noch be-

seitigt sie den Verzug des Mieters mit der Herausgabe 

der Wohnung.105 Der Vermieter wird durch die Ge-

währung einer Räumungsfrist nur daran gehindert, 

aus dem Räumungstitel vor Ablauf der Räumungsfrist 

zu vollstrecken. Deshalb bleibt auch unberührt, dass 

der Mieter wegen einer verspäteten Rückgabe gemäß 

§ 546a BGB entweder die vereinbarte oder die orts-

übliche Miete als Nutzungsentschädigung zu zahlen 

hat. Ein weitergehender Schadenersatzanspruch, et-

wa aus Verzug mit der Herausgabe, ist bei der Wohn-

raummiete aber nach § 571 Abs. 2 BGB ausgeschlos-

sen. 

 

VI. Schadenersatzanspruch: 
 

Der Vermieter ist nach den allgemeinen schuld-

rechtlichen Haftungsnormen (§ 280 Abs. 1 BGB) 

schadenersatzpflichtig, wenn er eine Kündigung des 

Mietvertrags schuldhaft auf einen in Wahrheit nicht 

bestehenden Eigenbedarf stützt oder wenn er den 

Mieter (bis zum Ablauf der Kündigungsfrist, siehe 

oben III. 1. b) dd) (2)) nicht über einen späteren Weg-

fall des geltend gemachten Eigenbedarfs infor-

miert.106 

 
104  Seibel in: Zöller, Zivilprozessordnung, 35. Auflage 2024, § 721 

ZPO, Rn. 6; bei Entscheidung über Fristverlängerung: LG Ber-

lin, Beschluss vom 6. August 2021 - 65 S 92/21 - ZMR 2022, 

33, juris Rn. 2. 
105  BGH, Urteil vom 11. Dezember 2020 - V ZR 26/20 - NJW 2021, 

1088, juris Rn 8. 
106 BGH, Urteil vom 9. Dezember 2020 - VIII ZR 238/18 - NJW 

2021, 1232, juris Rn. 13; BGH, Urteil vom 8. April 2009 - VIII ZR 
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Die Darlegungs- und Beweislast für eine Pflichtver-

letzung liegt beim Mieter. Ihm kommen aber die 

Grundsätze der sekundären Darlegungslast zu Gu-

te.107 Der Bundesgerichtshof führt hierzu aus:108 

 

„a) Grundsätzlich hat derjenige, der aus einer ihm 

günstigen Norm Rechte herleitet, deren tatsächliche 

Voraussetzungen darzulegen und zu beweisen ... 

b) Diese Verteilung der Beweislast gilt entgegen 

einer in der Rechtsprechung und im Schrifttum zum 

Teil vertretenen Auffassung (….) auch für den Scha-

densersatzanspruch aus positiver Vertragsverletzung, 

den der Mieter gegen den früheren Vermieter wegen 

einer auf vorgeschobene Eigenbedarfsgründe gestütz-

ten Kündigung geltend macht. Eine sachliche Recht-

fertigung dafür, bei diesem Anspruch von dem allge-

meinen Grundsatz der Beweislastverteilung abzuwei-

chen, ist nicht gegeben. Der Mieter muß mithin be-

weisen, daß die vom Vermieter zur Begründung des 

Eigenbedarfs angegebenen Tatsachen nicht zutreffen, 

wenn er aus diesem Grund Schadensersatz begehrt. 

aa) Für eine Umkehr der Beweislast dahingehend, 

daß der Vermieter im Schadensersatzprozeß des Mie-

ters den mit der Kündigung behaupteten Eigenbedarf 

zu beweisen hätte, spricht nicht, daß der Vermieter im 

Räumungsprozeß gegen den Mieter die Darlegungs- 

und Beweislast für das Vorliegen des geltend gemach-

ten Eigenbedarfs trägt (...). Die unterschiedliche Be-

weislastverteilung ist die Folge der jeweiligen Ansprü-

che, die im Räumungsprozeß des Vermieters einerseits 

und im Schadensersatzprozeß des Mieters anderer-

seits geltend gemacht werden. In Übereinstimmung 

mit dem allgemeinen Beweislastgrundsatz muß der 

Vermieter das Vorliegen des behaupteten Eigenbe-

darfs und damit seine Kündigungsberechtigung als 

Voraussetzung für seinen Räumungsanspruch bewei-

sen, während der Mieter für den von ihm erhobenen 

Schadensersatzanspruch als dessen Voraussetzung zu 

beweisen hat, daß der Eigenbedarf vorgeschoben und 

 
231/07 - NJW 2009, 2059, juris Rn. 11; BGH, Urteil vom 13. 

Juni 2012 - VIII ZR 356/11, juris Rn. 10; BGH, Urteil vom 10. 

Juni 2015 - VIII ZR 99/14 - NJW 2015, 2324, juris Rn. 14. 
107  dazu näher: Hagenloch,  

 https://lawlibrary.info/ge/books/GIZ_CivilProcedureCode_Co

mmentary.pdf. Art. 102 unter 3. b) aa) (3). 
108  BGH, Urteil vom 18. Mai 2005 - VIII ZR 368/03 - NJW 2005, 

2395, juris Rn. 17 ff., Zitate weggelassen 

die Kündigung deshalb unberechtigt war. 

bb) ... 

cc) Der Mieter wird dadurch, daß ihm der Beweis 

des fehlenden Selbstnutzungswillens des Vermieters 

auferlegt wird, nicht in unbilliger Weise belastet. 

Denn der Vermieter darf sich als Anspruchsgegner zur 

Vermeidung prozessualer Nachteile nicht darauf be-

schränken, die Behauptung des Mieters, der Vermie-

ter habe im Zeitpunkt der Kündigung die Nutzung der 

Wohnung nicht ernsthaft beabsichtigt, schlicht zu be-

streiten. Nach der ständigen Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs obliegt dem Prozeßgegner eine 

sogenannte sekundäre Behauptungslast, wenn die 

primär darlegungsbelastete Partei außerhalb des dar-

zulegenden Geschehensablaufs steht und keine 

Kenntnisse von den maßgeblichen Tatsachen besitzt, 

während der Prozeßgegner zumutbar nähere Anga-

ben machen kann (...). Im Rahmen des Zumutbaren 

kann vom Prozeßgegner insbesondere das substanti-

ierte Bestreiten einer negativen Tatsache unter Darle-

gung der für das Positivum sprechenden Tatsachen 

und Umstände verlangt werden (...).“ 

 

Setzt der Vermieter die behauptete Absicht einer 

Selbstnutzung nach dem Auszug des Mieters nicht in 

die Tat um, so liegt der Verdacht nahe, dass der Ei-

genbedarf nur vorgeschoben gewesen ist. Unter die-

sen Umständen ist es dem Vermieter zuzumuten, 

substantiiert und plausibel ("stimmig") darzulegen, 

aus welchem Grund der mit der Kündigung vorge-

brachte Eigenbedarf nachträglich entfallen sein soll. 

An diesen Vortrag sind strenge Anforderungen zu stel-

len. Erst wenn er diesem Maßstab genügt, hat der  

Mieter zu beweisen, dass ein Selbstnutzungswille des 

Vermieters schon vorher nicht bestanden hat.109 

Hat dem kündigenden Vermieter anderweitig ein 

geeigneter Wohnraum zur Verfügung gestanden, 

durch den der geltend gemachte Wohnbedarf ohne 

nennenswerte Abstriche hätte gedeckt werden kön-

nen, kann auch dies ein Indiz dafür darstellen, dass 

der geltend gemachte Bedarf nur vorgetäuscht war.110 

 
109  BGH, Beschluss vom 11. Oktober 2016 - VIII ZR 300/15 - NJW-

RR 2017, 75, juris Rn. 25; BGH, Urteil vom 18. Mai 2005 - VIII 

ZR 368/03 - NJW 2005, 2395, juris Rn. 23. 
110  BGH, Urteil vom 29. März 2017 - VIII ZR 44/16 - NJW 2017, 

2819, juris Rn. 32; BGH, Beschluss vom 23. August 2016 - VIII 
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Auch dann obliegt es dem kündigenden Vermieter 

substantiiert und plausibel darzulegen, weshalb er 

diesen Wohnraum nicht nutzen wollte. 

Der Schadenersatzanspruch erfasst den sog. Kün-

digungsfolgeschaden.111 Zu diesem können die Um-

zugskosten, etwaige Kosten für die Einlagerung des 

Hausrats, die Kosten einer etwaigen Zwischenunter-

kunft sowie die Aufwendungen für den Umbau der 

Einbauküche zählen.112 Auch Maklerkosten können 

erstattungsfähig sein;113 allerdings wegen des fehlen-

den Schutzzweckzusammenhangs nicht, wenn der 

Mieter die unberechtigte Kündigung zum Anlass 

nimmt, um keine andere Wohnung anzumieten, son-

dern um Eigentum an einer Wohnung zu erwerben.114 

Grundsätzlich erfasst der Schadenersatzanspruch 

auch eine etwaige Differenz beim Mietzins zwischen 

der zu Unrecht gekündigten und der neuen Woh-

nung.115 Allerdings muss sich der Mieter ggf. nach den 

Grundsätzen der Vorteilsausgleichung anrechnen las-

sen, dass die neue Wohnung objektiv einen spürbar 

höheren Nutzungswert besitzt.116 

Einem haftungsrechtlichen Zurechnungszusam-

menhang steht nicht entgegen, dass der Mieter infol-

ge einer Eigenbedarfskündigung freiwillig ausgezogen 

ist.117 Es genügt, dass der Mieter keinen Anlass hatte, 

den Angaben des Vermieters zu misstrauen und er 

deshalb von einer (ihm ohnehin nur schwer mögli-

chen) Überprüfung der Angaben des Vermieters ab-

 
ZR 178/15 - NJW-RR 2017, 72, juris Rn. 16. 

111  BGH, Urteil vom 9. Dezember 2020 - VIII ZR 371/18 - NJW-RR 

2021, 201, juris Rn. 21; BGH, Urteil vom 2. November 2016 - 

XII ZR 153/15 - NJW 2017, 1104, juris Rn 11. 
112  BGH, Beschluss vom 20. Oktober 2020 - VIII ZR 371/18 - NZM 

2020, 1038, juris Rn. 6. 
113  bei Gewerberaummiete: BGH, Urteil vom 15. März 2000 - XII 

ZR 81/97 - NJW 2000, 2342, juris Rn. 25 f. 
114  BGH, Urteil vom 9. Dezember 2020 - VIII ZR 371/18 - NJW-RR 

2021, 201, juris Rn. 26 ff.; BGH, Urteil vom 9. Dezember 2020 - 

VIII ZR 238/18 - NJW 2021, 1232, juris Rn. 25 ff.. 
115  LG Kassel, Urteil vom 23. November 2023 - 1 S 222/22 - WuM 

2024, 401, juris Rn. 131. 
116  LG Kassel, Urteil vom 23. November 2023 - 1 S 222/22 - WuM 

2024, 401, juris Rn. 131; bei Gewerberaummiete: BGH, Urteil 

vom 15. März 2000 - XII ZR 81/97 - NJW 2000, 2342, juris Rn. 

30. 
117  LG Saarbrücken, Urteil vom 19. Dezember 1997 - 13 BS 

135/97 - NZM 1998, 304, juris Rn. 6; LG Kassel, Urteil vom 23. 

November 2023 - 1 S 222/22 - WuM 2024, 401, juris Rn. 111. 

gesehen hat.118 

 

VII. Vollstreckung/Einstweilige Verfügung auf 

Räumung: 
 

Bei der Vollstreckung eines gerichtlichen Räu-

mungstitels bestehen zwischen dem georgischen und 

dem deutschen Recht erhebliche Unterschiede. 

Das bereits den Kündigungsprozess prägende Be-

mühen um einen angemessenen Ausgleich zwischen 

den (jeweils durch die verfassungsrechtliche Eigen-

tumsgarantie geschützten) Interessen von Vermieter 

und Mieter sowie um eine Vermeidung von sozialen 

Härten setzt sich bei der Vollstreckung eines Räu-

mungstitels fort.  

Einem hohen rechtsstaatlichen Standard des Voll-

streckungsverfahrens dient bereits, dass die Vollstre-

ckung eines Räumungstitels (wie auch aller anderen 

Zwangsvollstreckungen) im Rahmen eines zivilpro-

zessualen, also gerichtlichen Verfahrens durchgeführt 

wird. Ausschließliche Grundlage der sog. Zwangsräu-

mung bildet eine vollstreckbare gerichtliche Entschei-

dung, welche die Räumung anordnet. Irgendwelche 

polizeirechtlichen (öffentlich-rechtlichen) Befugnisse 

zur Räumung hat es in Deutschland nie gegeben; sie 

sind dem deutschen Rechtsverständnis, vor allem 

dem verfassungsrechtlichen Schutz des Besitzrechts, 

fremd. Im Wesentlichen ist das Verfahren der 

Zwangsräumung in Deutschland wie folgt geregelt: 

Zwingende Voraussetzung für jede Zwangsräu-

mung ist eine vollstreckbare gerichtliche Entschei-

dung (§ 704 ZPO). Eine solche liegt vor, wenn das Ur-

teil entweder rechtskräftig oder für vorläufig voll-

streckbar erklärt ist. Die vorläufige Vollstreckbarkeit 

ist anzuordnen, wenn das für Streitigkeiten über das 

Wohnraummietrecht erstinstanzlich zuständige Amts-

gericht (§ 23 Nr. 2 lit. a) GVG) den Mieter zur Räu-

mung der gemieteten Wohnung verurteilt (§ 708 Nr. 7 

ZPO). Nach näherer Maßgabe von § 711 ZPO kann die 

Vollstreckung aus einem vorläufig vollstreckbaren Ur-

teil durch eine Sicherheitsleistung abgewendet wer-

den. Eine solche Vollstreckung aus einem nicht 

rechtskräftigen Urteil hat aber in Deutschland eine 

eher moderate praktische Bedeutung. Dies beruht vor 

 
118  LG Kassel, Urteil vom 23. November 2023 - 1 S 222/22 - WuM 

2024, 401, juris Rn. 111 ff.. 
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allem darauf, dass  gemäß § 717 Abs. 2 ZPO eine ver-

schuldensunabhängige Haftung besteht, wenn die 

nicht rechtskräftige Entscheidung aufgehoben wird 

und damit die Grundlage der Vollstreckung entfällt. 

Auf Grund einer einstweiligen Verfügung (korres-

pondierend der Klagesicherung im georgischen Recht) 

kann in Deutschland nur unter den engen Vorausset-

zungen von 940a ZPO (Besitzerlangung durch verbo-

tene Eigenmacht; Gefahr für Leib und Leben) eine 

Räumung anordnen. Die Räumung wegen Eigenbe-

darfs fällt hierunter nicht: 

Durchgeführt wird die Räumung in Deutschland 

vom Gerichtsvollzieher. Hierbei handelt es sich um ei-

nen entsprechend ausgebildeten Beamten des Ge-

richts, der in der Gestaltung seiner Amtsausübung 

gewisse Eigenverantwortlichkeiten hat. Seine Ent-

scheidungen unterliegen aber der gerichtlichen 

Überprüfung. 

Der Gerichtsvollzieher führt auf Antrag des Voll-

streckungsgläubigers die Zwangsräumung durch, in-

dem er nach näherer Maßgabe von §§ 885, 885a ZPO 

den Mieter aus dem Besitz  setzt (so die gesetzliche 

Formulierung) und seine bewegliche Habe weg-

schafft. Zu seiner Unterstützung beauftragt er meist 

ein Umzugsunternehmen, ggf. auch einen Schlüssel-

dienst zum Öffnen der Wohnung (vgl. § 758 Abs. 2 

ZPO). Findet der Gerichtsvollzieher Widerstand, ist er 

zur Anwendung von Gewalt befugt und kann zu die-

sem Zweck die Unterstützung der polizeilichen Voll-

zugsorgane nachsuchen (§ 758 Abs. 3 ZPO). Rechtlich 

zulässig ist auch eine sog. vereinfachte Räumungsvoll-

streckung, bei welcher der Mieter aus dem Besitz der 

von ihm bislang genutzten Wohnung gesetzt wird 

(etwa durch eine Aushändigung aller Schlüssel oder 

durch einen Austausch des Schlosses für die Woh-

nungstüre), die in der Wohnung befindlichen Sachen 

aber in ihr verbleiben. 

Der Gerichtsvollzieher muss den Räumungstermin 

mindestens drei Wochen zuvor ankündigen (§ 128 

Abs. 2 GVGA). Hierdurch wird es dem Mieter ermög-

licht, einen Antrag auf Vollstreckungsschutz gemäß § 

765a ZPO zu stellen: 

 

§ 765a Vollstreckungsschutz 

(1) Auf Antrag des Schuldners kann das Vollstre-

ckungsgericht eine Maßnahme der Zwangsvollstre-

ckung ganz oder teilweise aufheben, untersagen oder 

einstweilen einstellen, wenn die Maßnahme unter vol-

ler Würdigung des Schutzbedürfnisses des Gläubigers 

wegen ganz besonderer Umstände eine Härte bedeu-

tet, die mit den guten Sitten nicht vereinbar ist. ... 

Dieser Vollstreckungsschutz ist insbesondere von 

Belang, wenn dem Mieter durch die Räumung erheb-

liche Gefahren für die Gesundheit oder für das Leben 

drohen, einschließlich etwaiger Suizidrisiken. In Über-

einstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts119 fasst der Bundesgerichtshof die 

Grundsätze dieses Verfahrens wie folgt zusammen:120 

„Hat der Schuldner eine unbewegliche Sache her-

auszugeben, zu überlassen oder zu räumen, so hat 

nach § 885 Abs. 1 Satz 1 ZPO der Gerichtsvollzieher 

den Schuldner aus dem Besitz zu setzen und den 

Gläubiger in den Besitz einzuweisen. Auf Antrag des 

Schuldners kann das Vollstreckungsgericht nach § 

765a Abs. 1 Satz 1 ZPO eine Maßnahme der Zwangs-

vollstreckung ganz oder teilweise aufheben, untersa-

gen oder einstweilen einstellen, wenn die Maßnahme 

unter voller Würdigung des Schutzbedürfnisses des 

Gläubigers wegen ganz besonderer Umstände eine 

Härte bedeutet, die mit den guten Sitten nicht verein-

bar ist. 

1. Das Grundrecht auf Leben und körperliche Un-

versehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG verpflichtet 

die Vollstreckungsgerichte, bei der Prüfung der Vo-

raussetzungen des § 765a Abs. 1 Satz 1 ZPO auch die 

Wertentscheidungen des Grundgesetzes und die dem 

Schuldner in der Zwangsvollstreckung gewährleisteten 

Grundrechte zu berücksichtigen. Eine unter Beachtung 

dieser Grundsätze vorgenommene Würdigung aller 

Umstände kann in besonders gelagerten Einzelfällen 

dazu führen, dass die Vollstreckung für einen längeren 

Zeitraum und - in absoluten Ausnahmefällen - auf un-

bestimmte Zeit einzustellen ist. Ergibt die erforderli-

che Abwägung, dass die der Zwangsvollstreckung 

entgegenstehenden, unmittelbar der Erhaltung von 

Leben und Gesundheit dienenden Interessen des 

Schuldners im konkreten Fall ersichtlich schwerer wie-

gen als die Belange, deren Wahrung die Vollstre-

 
119  BVerfG, Beschluss vom 22. Mai 2024 - 2 BvR 51/24 - NJW-RR 

2024, 881, juris Rn. 50 ff.. 
120  BGH, Beschluss vom 1. Juni 2023 - I ZB 108/22 - NJW-RR 2023, 

1228, juris Rn. 13 ff.; Zitate weggelassen. 
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ckungsmaßnahme dienen soll, so kann der trotzdem 

erfolgende Eingriff das Prinzip der Verhältnismäßig-

keit und das Grundrecht des Schuldners aus Art. 2 

Abs. 2 Satz 1 GG verletzen (...). 

... Einzubeziehen sind nicht nur die Gefahren für 

Leben und Gesundheit des Schuldners während des 

Räumungsvorgangs, sondern auch die Lebens- und 

Gesundheitsgefahren im Anschluss an die Zwangs-

räumung (…). 

2. Das Vollstreckungsgericht hat in seiner Verfah-

rensgestaltung die erforderlichen Vorkehrungen zu 

treffen, damit Verfassungsverletzungen durch 

Zwangsvollstreckungsmaßnahmen ausgeschlossen 

werden und der sich aus dem Recht auf Leben und 

körperliche Unversehrtheit ergebenden Schutzpflicht 

staatlicher Organe Genüge getan wird (...). Es hat 

festzustellen, ob aufgrund einer Maßnahme der 

Zwangsvollstreckung ernsthaft mit einer Gefahr für 

Leib oder Leben des Schuldners zu rechnen ist; die 

damit einhergehenden Prognoseentscheidungen hat 

es mit Tatsachen zu untermauern (...).“ 

 

Droht durch die Zwangsräumung eine Obdachlo-

sigkeit des Mieters hat der Gerichtsvollzieher die für 

die Unterbringung von Obdachlosen zuständige Ver-

waltungsbehörde (Kommune) von dem Räumungs-

termin zu unterrichten (§ 130 Abs. 3 GVGA). Diese 

kann dann ggf. anordnen, dass der Mieter (auf ihre 

Kosten) vorläufig in der bisherigen Mietwohnung un-

terzubringen ist. Diese Eingriffsbefugnis beruht da-

rauf, dass eine unfreiwillige Obdachlosigkeit nach 

ständiger verwaltungsgerichtlicher Rechtsprechung 

eine Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

darstellt.121 Dieser haben die zuständigen Behörden 

nach den jeweiligen gesetzlichen Regelungen zum 

Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Poli-

zeirecht) zu begegnen. Als ultima ratio können sie 

hierbei auch den bisherigen Vermieter als sog. 

Nichtstörer in Anspruch nehmen. Voraussetzung hier-

für ist, dass es der zuständigen Behörde nicht auf an-

derem Wege möglich ist, eine Unterkunft bereit zu 

stellen, die vorübergehend Schutz vor den Unbilden 

des Wetters bietet und Raum für die notwendigsten 

Lebensbedürfnisse lässt.122 

 

 
 

 

 
 

 
121  Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Beschluss vom 

23. Juli 2024 - 1 S 816/24 - juris Rn. 23; Sächsisches Oberver-

waltungsgericht, Beschluss vom 11. August 2022 - 6 B 198/22 

- juris Rn. 9; VG Bayreuth, Beschluss vom 13. September 2023 

- B 1 K 22.801 - juris Rn. 20; VG München, Beschluss vom 24. 

Oktober 2002 - M 22 E 02.2459 - juris Rn. 50. 
122  zuletzt: VG Köln, Beschluss vom 4. April 2024 -22 L 485/24 - 

juris Rn 14 ff., mit weiteren Nachweisen. 
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Die Anwendung von Art. 37 Abs. 1 gZGB auf juristische Personen im privatrechtlichen 
Verhältnis 

 

Assoz. Prof. Dr. Giorgi Rusiashvili 

Staatliche Universität Tbilisi 

 
 

Gemäß Art. 37 Abs. 1 gZGB haftet eine nichtkom-

merzielle juristische Person für Schäden, die Dritten 

durch Handlungen von Personen mit Leitungs- und 

Vertretungsbefugnissen im Rahmen der Erfüllung ih-

rer übertragenen Aufgaben verursacht werden, wenn 

diese Handlungen zu einer Schadensersatzpflicht füh-

ren. Diese Regelung basiert auf § 31 BGB: „Der Verein 

ist für den Schaden verantwortlich, den der Vorstand, 

ein Mitglied des Vorstands oder ein anderer verfas-

sungsmäßig berufener Vertreter durch eine in Ausfüh-

rung der ihm zustehenden Verrichtungen begangene, 

zum Schadensersatz verpflichtende Handlung einem 

Dritten zufügt.“ Diese Norm ist Ausdruck der soge-

nannten Organtheorie, wonach die Handlungen von 

Leitungs- und Vertretungsorganen einer juristischen 

Person wie deren eigene Handlungen zugerechnet 

werden.1 

Art. 37 Abs. 1 ZGB, ebenso wie seine deutsche 

Entsprechung, stellt keine haftungsbegründende, 

sondern eine haftungszuweisende Norm dar.2 Ihre 

Voraussetzung ist, dass die Leitungsperson oder der 

Vertreter der juristischen Person eine schadenser-

satzpflichtige Handlung begeht. Es ist unerheblich, 

auf welcher Grundlage diese Schadensersatzpflicht 

 
1  BGHZ 1998, 148. 
2  BGHZ 1999, 298/02; BGH NJW 2003, 2984. 

im Einzelfall beruht. Art. 37 Abs. 1 gZGB findet An-

wendung bei Delikten (Art. 992 ff. gZGB), bei Ver-

tragsverletzungen (Art. 394 gZGB), bei der Verletzung 

vorvertraglicher Pflichten (Art. 317 Abs. 1, 2 gZGB), 

bei der Haftung nach Art. 79 Abs. 2 ZGB3 sowie in Fäl-

len der Haftung ohne Verschulden (Art. 117 und 120 

gZGB) und bei der Haftung aus nachbarrechtlichen 

Regelungen (Art. 175 gZGB), jedoch nur, wenn diese 

Haftung auf einer „Handlung“ beruht. 

Hinsichtlich des Anwendungsbereichs dieser Norm 

gilt im deutschen Recht die einhellige Auffassung4, 

dass sie ausnahmslos auf alle juristischen Personen 

anwendbar ist, die an privatrechtlichen Rechtsver-

hältnissen beteiligt sind, sowie auf alle vergleichba-

ren organisatorischen Gebilde. Insbesondere: auf 

GmbH5 und Vorgründungsgesellschaften6, Aktienge-

sellschaften7, nicht eingetragene Genossenschaften8 

sowie darüber hinaus auf nicht eingetragene Verei-

 
3  BGH 109, 327. 
4  Ellenberger, in Palandt, 74. Aufl. 2015, § 31 Rn.3; Schöpflin, 

Der nichtrechtsfähige Verein, 2002, 397 ff.; MüKoBGB/Leu-

schner, 9. Aufl. 2021, BGB § 31 Rn. 3, 6 mwN. 
5  BGH WM 1987, 286 ; RGZ 57, 93 ( 94 f.); 91, 72 ( 75 ); 163, 21. 
6  OLG Stuttgart NJW-RR 1989, 638. 
7  BGH NJW 2005, 2451. 
8  BGH WM 1959, 80; BGH NJW 1986, 2941 ; RGZ 76, 48; RGZ 

110, 147. 
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ne9, Gewerkschaften10 usw. Diese Norm findet auch 

Anwendung auf die OHG11, die im deutschen Recht – 

im Gegensatz zum georgischen Recht – keine juristi-

sche Person ist, ebenso wie auf Kommanditgesell-

schaften12 und GbR13. Sogar die Insolvenzmasse kann 

durch Analogie für Handlungen des Insolvenzverwal-

ters14 haften. Darüber hinaus wird die Norm analog 

auf privatrechtlich handlungsfähige Stiftungen15 so-

wie auf juristische Personen des öffentlichen Rechts16 

angewendet, wenn deren Organe privatrechtliche Tä-

tigkeiten ausüben. 

Dementsprechend findet Art. 37 Abs. 1 gZGB, ab-

gesehen von der dort ausdrücklich genannten nicht-

kommerziellen juristischen Person, auf ausnahmslos 

alle juristischen Personen und ähnliche organisierte 

Gebilde Anwendung, die am zivilrechtlichen Verkehr 

teilnehmen, wie beispielsweise die GbR. Der Grund 

für diesen weiten Anwendungsbereich liegt darin, 

dass diese Norm eine ratio legis verkörpert, die allen 

juristischen Personen gemeinsam ist. Dieses Prinzip 

besagt, dass eine juristische Person, die nur durch na-

türliche Personen handlungsfähig wird, auch für jene 

Handlungen außerhalb vertraglicher Beziehungen, die 

eine Schadensersatzpflicht begründen, haften muss – 

mit Ausnahme der Regelung in Art. 997 gZGB – und 

zwar so, wie eine natürliche Person für ihre eigenen 

Handlungen haftet.17 Damit werden die Handlungen 

der Organe einer juristischen Person dieser selbst wie 

eigene Handlungen zugerechnet.18 

Dieser weite Anwendungsbereich, der auf den ers-

ten Blick deutlich über den Wortlaut der Norm hin-

auszugehen scheint, wurde vom Gesetzgeber dieser 

Vorschrift bewusst und ausdrücklich zugelassen und 

 
9  BGH NJW 1965, 29. 
10  BAG NJW 1989, 61 
11  BGH NJW 1952, 538; BGH NJW 1973, 456. 
12  BGH VersR 1962, 664; WM 1974, 153; OLG Hamburg ZIP 

1988, 1554; BGH NJW2010, 1812. 
13  BGH NJW 2007, 2491; BGH NJW 2003, 1445; BGH NJW 2003, 

2984 f.; MüKoBGB/Leuschner, 9. Aufl. 2021, BGB § 31 Rn. 5. 
14  Bötticher, Die Konkursmasse als Rechtsträger und der Kon-

kursverwalter als ihr Organ, ZZP 77 (1964), 71; Ellenberger, in 

Palandt, 74. Aufl. 2015, § 31 Rn. 3. 
15  S. § 86 Abs. 1 und § 89 Abs. 1 BGB. 
16  § 89 BGB. 
17  BFH v. 28.1.1993 – V R 75/88 , BStBl. II 1993, 357 , DStR 1993, 

799; Westermann in Erman, BGB, 15. Aufl. 2017, § 31 Rn. 1. 
18  Westermann in Erman, BGB, 15. Aufl. 2017, § 31 Rn. 1. 

in dessen Begründung festgehalten. Insbesondere hat 

der Gesetzgeber des § 31 BGB – sowohl die erste als 

auch die zweite Gesetzgebungskommission – in ihren 

Motiven und Protokollen unmissverständlich klarge-

stellt: „Die Vorschrift gilt sowohl für privatrechtliche 

als auch für öffentlich-rechtliche Körperschaften. Es 

gibt keinen Grund, die Handlungen von Vertretern 

des Staates und der Selbstverwaltung, soweit sie im 

Rahmen privatrechtlicher Vertretungsbefugnisse tätig 

werden, nach anderen Prinzipien zu beurteilen als die 

Handlungen der Vertreter anderer Körperschaften.“19 

Die zweite Gesetzgebungskommission bestätigte die-

se Auffassung ebenfalls ausdrücklich: „Die Haftung 

soll umfassend sein und sämtliche Fälle der Scha-

denszufügung durch Vertreter von Körperschaften 

einschließen.“20 Diese Sichtweise entsprach zudem 

der Rechtslage im deutschen Recht vor Inkrafttreten 

des BGB.21 Daher war es für den deutschen Gesetz-

geber, der § 31 BGB schuf, undenkbar, dass die An-

wendung dieser Norm auf ausnahmslos alle privat-

rechtlichen juristischen Personen in Frage gestellt 

werden könnte. Dies wurde in der deutschen 

Rechtswissenschaft während der fast eineinhalb 

Jahrhunderte langen Existenz dieser Vorschrift auch 

nie angezweifelt. 

Die Tatsache, dass der deutsche Gesetzgeber in § 

31 BGB lediglich den Begriff „Verein“ erwähnte, ist 

darauf zurückzuführen, dass zu Beginn des letzten 

Jahrhunderts der Verein als archetypische Form der 

Körperschaften und juristischen Personen angesehen 

wurde und als Sammelbegriff für diese diente. Der 

Begriff „juristische Person“ war zu jener Zeit noch 

nicht als technischer Terminus im Begriffsapparat der 

Juristen etabliert.22 Dogmatisch ist dies bis heute so 

geblieben – der Verein gilt weiterhin als die zentrale 

und paradigmatische Form der Körperschaften, auch 

wenn die wirtschaftliche Bedeutung der Handelsge-

sellschaften unvergleichlich größer ist. Nur aus die-

sem Grund wurde vom deutschen historischen Ge-

 
19  Mugdan, Die gesammten Materialien zum Bürgerlichen Ge-

setzbuch für das Deutsche Reich, Berlin 1899, I, 409. 
20  Mugdan, Die gesammten Materialien zum Bürgerlichen Ge-

setzbuch für das Deutsche Reich, Berlin 1899, I, 619. 
21  Mugdan, Die gesammten Materialien zum Bürgerlichen Ge-

setzbuch für das Deutsche Reich, Berlin 1899, I, 619. 
22  Vgl. Jauernig/Mansel, 18. Aufl. 2021, BGB § 31 Rn. 1. 
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setzgeber in der betreffenden Norm der „Verein“ er-

wähnt. Bedauerlich ist jedoch, dass der georgische 

Gesetzgeber diese Regelung ein Jahrhundert später 

wörtlich und ohne Berücksichtigung des historischen 

und rechtlichen Kontexts übernommen hat. Dadurch 

wurde die Gefahr geschaffen, dass diese Norm in 

restriktiver Weise ausgelegt wird, was aber sowohl 

dem Willen des historischen Gesetzgebers als auch 

dem Normzweck zuwiderliefe. 

Dieser Normzweck liegt in der Konkretisierung des 

allgemeinen Rechtsprinzips, nach dem „wer den Nut-

zen zieht, auch das Risiko und die Verantwortung tra- 

gen muss“ – welches bei der Wahrnehmung fremder 

Geschäfte dahingehend ausgelegt wird, dass dem 

Auftraggeber/Geschäftsherr die Handlungen der für 

ihn tätigen Personen zugerechnet werden – im Recht 

der Leitung und Vertretung juristischer Personen Art. 

37 Abs. 1 ZGB. Selbstverständlich ist diese Vorschrift 

keine Regelung, die ausschließlich für nichtkommer-

zielle juristische Personen gilt, sondern sie findet 

gleichermaßen Anwendung auf ausnahmslos alle ju-

ristischen Personen sowie auf alle anderen Organisa-

tionen, die eine auch nur annähernd vergleichbare 

organisatorische Struktur aufweisen können. 
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Die Besonderheiten der Ernennung und Entlassung des Direktors gemäß dem neuen 
Gesetz über Unternehmer (auf der Grundlage der Verfassungsbeschwerde - Giorgi 
Enukidse gegen das Parlament Georgiens) 

Natali Gogiashvili 

Rechtsanwältin LL.M (Münster), LL.M (Chicago) 

 
 

I. Einleitung: 
 

Seit dem 1. Januar 2022, dem Inkrafttreten des 

neuen Gesetzes über Unternehmer, wurden die nor-

mativen Regelungen zur Bestellung und Abberufung 

eines Geschäftsführers völlig neu formuliert und in 

den Artikeln 44 und 45 zusammengefasst. Diese Än-

derungen warfen zwangsläufig Fragen auf, warum die 

Bestellung und die Abberufung eines Geschäftsfüh-

rers in zwei verschiedenen und voneinander unab-

hängigen Normen geregelt wurden und welches Ver-

hältnis zwischen diesen besteht. 

Diese Fragen wurden auch im Fall der Verfas-

sungsbeschwerde Giorgi Enukidse gegen das Parla-

ment Georgiens vom 22. Mai 2023 aufgeworfen,1 in 

dem die klagende Partei die Verfassungsmäßigkeit 

von Artikel 44 Absatz III des georgischen Gesetzes 

über Unternehmer bestreitet. Diese Norm erlaubt die 

Abberufung eines Geschäftsführers ohne Angabe von 

Gründen, was nach Auffassung der Klägerseite gegen 

Artikel 26 Absatz I der Verfassung Georgiens verstößt, 

der sowohl die Freiheit der Arbeit als auch das Recht 

auf freie Wahl der Arbeit garantiert. 

In diesem Artikel werden dementsprechend die 

Besonderheiten der Bestellung eines Geschäftsfüh-

rers gemäß den Artikeln 44 und 45 des georgischen 

 
1  https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=15569 (Zuletzt 

gesehen: 24.08.2024). 

Gesetzes über Unternehmer untersucht. Anschlie-

ßend werden die Besonderheiten der Abberufung ei-

nes Geschäftsführers im Kontext des im Verfassungs-

gericht anhängigen Streitfalls erörtert. Darüber hin-

aus werden diese Artikel mit den entsprechenden 

Regelungen des deutschen und französischen Rechts 

verglichen. Abschließend wird der Fokus auf die nor-

mativen Einschränkungen einer Abberufung eines 

Geschäftsführers ohne jegliche Begründung gelegt, 

insbesondere auf das Prinzip von Treu und Glauben 

gemäß Artikel 8 Absatz III des georgischen Zivilge-

setzbuches. 

 

II. Besonderheiten der Bestellung zum  

Geschäftsführer gemäß den Artikeln 44 und 45  

des Gesetzes über Unternehmer 
 

Gemäß Artikel 35 Absatz I des Gesetzes über Un-

ternehmer gehören zu den Organen eines Handelsun-

ternehmens neben der Generalversammlung und 

dem Aufsichtsrat auch das Leitungsorgan, das nach 

Artikel 41 Absatz I desselben Gesetzes ein obligatori-

sches Organ für das Unternehmen darstellt. Dieses 

Organ führt sowohl leitende Tätigkeiten innerhalb 

des Unternehmens aus als auch repräsentative Be-

fugnisse gegenüber Dritten (Artikel 42 Absatz I des 

Gesetzes über Unternehmer). 

https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=15569
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Nach Artikel 44 Absatz I des Gesetzes über Unter-

nehmer wird der Geschäftsführer von der General-

versammlung ernannt, es sei denn, diese Funktion 

wurde auf den Aufsichtsrat übertragen. Gemäß Arti-

kel 45 Absatz III desselben Gesetzes wird mit dem 

Geschäftsführer zudem ein Dienstvertrag abgeschlos-

sen, in dem die Höhe, Form und Periodizität der Ver-

gütung für die Tätigkeit der Führungskraft, die dienst-

lichen Privilegien, die die Führungskraft während der 

Vertragslaufzeit erhält, sowie ihre Rechte und Pflich-

ten festgelegt werden, die auch nach Beendigung des 

Vertrags gelten. 

Dementsprechend erfolgt die Bestellung zum Ge-

schäftsführer einerseits durch einen Ernennungsakt, 

der vom Aufsichtsrat oder der Generalversammlung 

erlassen wird (Artikel 44 Absatz I), und andererseits 

durch den Abschluss eines verpflichtungsrechtlichen 

Vertrages, des Dienstvertrages (Artikel 45), der in der 

Regel alle rechtlichen Angelegenheiten regelt, die ih-

rem Wesen nach nicht durch den Ernennungsakt ab-

gedeckt sind. 

Daraus ergibt sich, dass zunächst der individuelle 

Charakter der regulierenden Artikel 44 und 45 in Be-

zug auf die Bestellung zum Geschäftsführer bestimmt 

und anschließend deren Verhältnis zueinander analy-

siert werden muss. 

 

1. Bestellung des Geschäftsführers als organisch-

rechtliche Beziehung 
 

Gemäß Artikel 44 Absatz I des georgischen Geset-

zes über Unternehmer erfolgt die Bestellung eines 

Geschäftsführers durch die Entscheidung der Gene-

ralversammlung oder des Aufsichtsrats, die in der Re-

gel in einem Bestellungsakt dokumentiert wird. Der 

Bestellungsakt unterscheidet sich von einer General-

handlungsvollmacht dadurch, dass er den Ausdruck 

eines verpflichtenden Willens darstellt, der nicht mit 

seiner Ausstellung, sondern erst mit der Erklärung 

der Zustimmung des Empfängers in Kraft tritt.2 Dar-

über hinaus hat die Registrierung des Bestellungsakts 

 
2  vgl. Trölitzsch, in: Oppenländer/Trölitzsch, Praxishandbuch 

der GmbH-Geschäftsführung, § 11 Rn. 4 Baumbach/Hueck 

/Zöllner/Noack, § 35 Rn. 10; BeckOKGmbHG/Schindler, § 46 

Rn. 46; MüKoGmbHG/Stephan/Tieves, § 35 Rn. 47; Roth/Alt-

meppen/Roth, § 46 Rn. 25; Bunnemann, in Bunnemann/ 

Zirngibl, § 3 Rn. 43. 

keine deklaratorische Bedeutung, d.h.,3 sobald der 

Empfänger seinen Willen zur Zustimmung zum Be-

stellungsakt erklärt, entfaltet dieser sofort rechtliche 

Wirkungen. Für das Entstehen dieser rechtlichen Wir-

kungen ist keine Registrierung des Geschäftsführers 

im Register erforderlich.4 Durch den Bestellungsakt 

entstehen dem Geschäftsführer organisch-rechtliche 

Rechte und Pflichten, einschließlich der Leitung des 

Unternehmens, der Ausübung von Vertretungsbefug-

nissen vor Gericht und außerhalb davon, der Einhal-

tung von Treu und Glauben sowie der Haftung als Or-

gan im Falle einer Pflichtverletzung. 

 

2. Dienstvertrag 
 

Wie bereits erwähnt, wird im Namen des Han-

delsunternehmens mit dem Geschäftsführer ein 

Dienstvertrag abgeschlossen, der in der Regel alle 

rechtlichen Angelegenheiten regelt, die ihrem Wesen 

nach nicht durch den Bestellungsakt abgedeckt sind 

(eine detaillierte Auflistung der zu regelnden Fragen 

findet sich in Artikel 45 Absatz III des Gesetzes über 

Unternehmer). 

Die Gültigkeit des Dienstvertrags muss nach den 

allgemeinen Regeln des Vertragsrechts überprüft 

werden. Nach der in Deutschland vorherrschenden 

Ansicht wird jedoch, wenn ein solcher Vertrag auf-

grund einer der Nichtigkeitsregelungen des Zivilge-

setzbuches für nichtig erklärt wird, die Nichtigkeit 

nicht ab dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses fest-

gestellt, sondern ab dem Moment, in dem die be-

troffene Person von der Nichtigkeit Kenntnis erlangt. 

Andernfalls wäre die Erfüllung der Ansprüche der 

Parteien auf der Grundlage des Rechts der ungerecht-

fertigten Bereicherung äußerst unpraktisch.5 Ein Bei-

spiel hierfür wäre, dass eine Person, die die Rechte 

und Pflichten eines Geschäftsführers ausgeübt hat, 

nicht in der Lage wäre, die bereits erbrachte Arbeit 

rückgängig zu machen. Bislang ist nicht bekannt, wel-

che Position die georgische Gerichtspraxis zu diesem 

Thema einnehmen wird. 

 
3  vgl. BGH GmbHR 1973, 279, 280. 
4  vgl. Henssler/Strohn/Oetker, § 35 Rn. 9; MüKoGmbHG/Ste-

phan/Tieves, § 35 Rn. 50; Roth/Altmeppen/Altmeppen, § 6 

Rn. 45; Saenger/Inhester/Pfisterer, § 6 Rn. 18. 
5  Baumbach/Hueck/Zöllner/Noack, § 35 Rn. 170; Jula, S. 187. 
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2.1. Dienstvertrag als arbeitsrechtliche Vereinba-

rung 
 

In der deutschen juristischen Literatur und Ge-

richtspraxis wird seit Jahren aktiv darüber diskutiert, 

ob der Geschäftsführer in Ausnahmefällen als Arbeit-

nehmer im Sinne eines Arbeitsvertrags betrachtet 

werden sollte oder ob dies aufgrund der Befugnisse, 

die der Geschäftsführer im Rahmen seiner Position 

ausübt, vollständig ausgeschlossen werden muss. Zu 

diesen Befugnissen gehören beispielsweise die Fest-

legung der Unternehmensstrategie, die Regelung der 

betrieblichen Abläufe sowie die Entscheidung über 

sämtliche Unternehmenshandlungen auf Grundlage 

seiner Verantwortung. 

Zu dieser Frage gibt es unterschiedliche Ansätze 

sowohl in der deutschen Gerichtspraxis als auch beim 

Europäischen Gerichtshof für Justiz der Europäischen 

Union. 

Dementsprechend werden im Folgenden zunächst 

die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für 

Justiz der Europäischen Union im Fall Danosa be-

trachtet, anschließend die deutsche Gerichtspraxis 

untersucht und schließlich die georgische Gesetzge-

bung unter Berücksichtigung der entsprechenden Ge-

richtspraxis analysiert. 

 

a) Europäischer Gerichtshof für Justiz der Europä-

ischen Union 

 

Im Fall Danosa befasste sich der Europäische Ge-

richtshof für Justiz der Europäischen Union in seinem 

Urteil6 vom 11. November 2010 mit der rechtlichen 

Natur des mit einem Geschäftsführer einer GmbH 

abgeschlossenen Vertrags auf europäischer Gesetz-

gebungsebene. 

Der EuGH stellte in diesem Urteil fest, dass im Sin-

ne des europäischen Rechts eine Person als Arbeit-

nehmer gilt, die für eine andere Person über einen 

bestimmten Zeitraum auf Weisung arbeitet und dafür 

eine Vergütung erhält. Der Gerichtshof interpretierte 

den Begriff des Arbeitnehmers weit und sah bei-

spielsweise bereits die bloße Berichtspflicht eines Ge-

schäftsführers als ausreichend an, um festzustellen, 

 
6  EuGH v. 11.11.2010 C - 232/09, EuZW 2011, 74. 

dass dieser auf Weisung handelt, was ihm den Status 

eines Arbeitnehmers verleiht.7 

Nach Auffassung des EuGH können Minderheits-

gesellschafter-Geschäftsführer sowie Geschäftsfüh-

rer, die überhaupt keine Gesellschafter sind, als Ar-

beitnehmer im Sinne eines Arbeitsvertrags angese-

hen werden, wenn sie unter die europäische Definiti-

on des Arbeitnehmers fallen. Diese rechtliche Positi-

on wurde in späteren Entscheidungen weiter gefes-

tigt, insbesondere in den Fällen Balkaya8 und Hol-

terman9. 

 

b) Bundesgerichtshof Deutschlands (BGH) 
 

Der Bundesgerichtshof Deutschlands (BGH) er-

kennt in seiner gefestigten Rechtsprechung den Ge-

schäftsführer einer GmbH nicht als Arbeitnehmer im 

Sinne eines Arbeitsvertrags an.10 Der Gerichtshof 

stützt seine Position hauptsächlich darauf, dass der 

Status des Geschäftsführers als Organ automatisch 

den Status eines Arbeitnehmers ausschließt, da die 

typische persönliche Abhängigkeit (Persönliche Ab-

hängigkeit) eines Arbeitnehmers nicht vorliegt. Dar-

über hinaus führt der Geschäftsführer einer GmbH 

auch Tätigkeiten aus, die üblicherweise den Funktio-

nen eines Arbeitgebers zuzuordnen sind, wie bei-

spielsweise den Abschluss von Arbeitsverträgen so-

wie das Recht, Weisungen zu erteilen und Kündigun-

gen auszusprechen. Der Bundesgerichtshof Deutsch-

lands schließt aus, dass ein und dieselbe Person 

gleichzeitig sowohl ein schutzbedürftiger Arbeitneh-

mer als auch ein nicht schutzbedürftiger Arbeitgeber 

sein kann.11 

 

 

 

 
7  ErfK/Schlachter, § 6 AGG Rn. 1; Hohenstatt/Naber, ZIP 2012, 

1989; Kort, NZG 2013, 601, 602; Miras, GWR 2012, 311, 313. 
8  EuGH v. 9.7.2015 - C 229/14, EuWZ 2015, 682. 
9   EuGH v. 10.9.2015 - C 47/14, BeckRS 2015, 81118. 
10  BGH v. 11.7.1953 - II ZR 126/52, NJW 1953, 1465; BGH v. 

26.9.2006 - X ZR 181/03, NJW-RR 2007, 103, 104 (Rn. 19); 

BGH v. 8. 1. 2007 - II ZR 267/05, NZA 2007, 1174 (Rn. 3); 

Lücke, NJOZ 2009, 3469; Schulze/Hintzen, ArbRAktuell 2012, 

263. 
11  BGH v. 11.7.1953 - II ZR 126/52, NJW 1953, 1465; 

Däubler/Bertzbach, § 6 Rn. 10b, i; BeckOKGewO/ Hoffmann, § 

109 Rn. 18; Schulze/Hintzen, ArbRAktuell 2012, 263. 
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c) Bundesarbeitsgericht Deutschlands (BAG) 
 

Das Bundesarbeitsgericht Deutschlands (BAG) ver-

langt, dass jeder Fall individuell geprüft wird, um im 

Einzelfall zu entscheiden, ob ein Geschäftsführer ei-

ner GmbH den Status eines Arbeitnehmers hat. Nach 

der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) 

sollte ein Geschäftsführer einer GmbH in der Regel 

keinen Arbeitnehmerstatus haben.12 Allerdings wer-

den zugelassene Ausnahmen mit großer Vorsicht be-

trachtet.13 Nach Ansicht des Gerichts ist das Kriterium 

der persönlichen Abhängigkeit (persönliche Abhän-

gigkeit) wesentlich, um im Ausnahmefall das Vorlie-

gen eines Arbeitnehmerstatus festzustellen. Persönli-

che Abhängigkeit liegt nach Auffassung des Gerichts 

nur dann vor, wenn die Gesellschafter dem Ge-

schäftsführer zusätzliche Weisungen zur Durchfüh-

rung der Arbeit erteilen.14 Im Fall von Geschäftsfüh-

rern mit geringer Beteiligung oder ohne Anteile ist 

die Abhängigkeit leichter feststellbar als bei Ge-

schäftsführern mit Mehrheitsbeteiligung oder sol-

chen mit Minderheitsbeteiligung, die durch Sperrmi-

noritäten und andere Mechanismen erheblichen Ein-

fluss auf das Unternehmen ausüben. Dies wird damit 

erklärt, dass ein Geschäftsführer, der nur geringen 

oder keinen Einfluss auf das Unternehmen hat, bei 

Missachtung der Weisungen der Gesellschafter seine 

Position und seinen Status als Organ des Unterneh-

mens verlieren kann. Infolgedessen wäre seine Exis-

tenzgrundlage ebenso gefährdet wie die eines ge-

wöhnlichen Arbeitnehmers, der dem Risiko einer Ent-

lassung ausgesetzt ist.15 

 

 

 

 
12  vgl. BAG v. 6.5.1999 - 5 AZB 22/98, NZA 1999, 839; BAG v. 

26.5.1999 - 5 AZR 664/98, NZA 1999, 987; BAG v. 24.11.2005 - 

2 AZR 614/04, NJW 2006, 1899 (Rn. 18). 
13  Johanna Frederike Herberg, Die Abberufung des Geschäfts-

führers der kleinen Kapitalgesellschaft im deutschen und im 

französischen Recht  

https://ub-deposit.fernuni 

hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_000019

00/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf S. 26 (24.08.2024). 
14  Dort. 
15  Busch, Matthias/ Schönhöft, Andreas; Anwendbarkeit des 

TzBfG auf den Geschäftsführeranstellungsvertrag?; DB 2007, 

2650, 2651. 

d) Georgisches Recht und Gerichtspraxis 
 

Das neue Gesetz über Unternehmer hat die recht-

liche Natur des Dienstvertrags ausdrücklich geregelt 

und in Artikel 45 Absatz I die Anwendung der arbeits-

rechtlichen Vorschriften auf Dienstverträge ausge-

schlossen. 

Eine ähnliche Position vertritt die gefestigte Praxis 

des Obersten Gerichts Georgiens, die Folgendes an-

führt16: 

........ 

18.1. „Das Verhältnis zwischen dem Geschäftsfüh-

rer und der Gesellschaft, das mit der Übernahme des 

Geschäftsführeramtes und der Entlassung aus diesem 

Amt verbunden ist, ist kein typisches arbeitsrechtli-

ches Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer. Es handelt sich um eine besondere korporative 

Beziehung, auf die die Anwendung des Arbeitsgesetz-

buchs nicht den Anforderungen des Gesetzes über Un-

ternehmer entspricht. (…) (Urteile: Nr. ას-1463-2018, 

27.12.2018; Nr. ას-23-23-2016, 9.03.2016). 

18.2. Ein mit dem Geschäftsführer einer gemein-

nützigen juristischen Person geschlossener Vertrag 

sollte nicht als arbeitsrechtlicher Vertrag qualifiziert 

werden, sondern kann bedingt als Dienstvertrag be-

zeichnet werden, der eine Form des Dienstleistungs-

vertrags darstellt und sich vollständig von den Prinzi-

pien des Arbeitsrechts unterscheidet. Für die Zwecke 

des Gesellschaftsrechts ist die Unternehmensfüh-

rung/Vertretung im Rahmen eines bilateralen Ver-

tragsverhältnisses eine Vereinbarung, bei der eine 

Partei, der Dienstleister, verpflichtet ist, die verspro-

chene Dienstleistung zu erbringen, während die ande-

re Partei verpflichtet ist, die Vergütung zu zahlen. 

Diese Art von Vereinbarung basiert auf besonderem 

Vertrauen und gibt der befugten Person im Rahmen 

ihrer treuhänderischen Verpflichtung die vollständige 

Unabhängigkeit, alle Handlungen im Namen und auf 

Kosten der juristischen Person durchzuführen, die zur 

Erreichung des satzungsmäßigen Ziels beitragen. Was 

die arbeitsrechtliche Beziehung betrifft, so liefert Arti-

kel 2 Absatz I des Arbeitsgesetzbuchs eine gesetzliche 

Definition. In dieser Beziehung übt die verpflichtete 

Person eine vom Arbeitgeber bestimmte, nicht unab-

 
16  Beschluss Nr. Nას-1448-2022 des Obersten Gerichtshofs von 

Georgien aus dem Jahr 2023. 
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hängige und sozial abhängige Tätigkeit aus, was den 

Arbeitsvertrag von dem mit einem Geschäftsführer 

einer GmbH geschlossenen Dienstvertrag unterschei-

det. (Urteile: Nr. ას-1097-2018, 16.01.2019; Nr. ას-

725-693-2016, 6.04.2017). [Hinweis des Autors: Stil 

und Orthografie des Gerichts wurden beibehalten].“ 

Es sei darauf hingewiesen, dass, obwohl sowohl 

die georgische Gerichtspraxis als auch die Gesetzge-

bung eindeutig die Anwendung arbeitsrechtlicher 

Vorschriften auf mit einem Geschäftsführer abge-

schlossene Verträge ausschließen, am 22. Mai 2023 

beim georgischen Verfassungsgericht eine Beschwer-

de von Giorgi Enukidse gegen das Parlament Georgi-

ens eingereicht wurde17. In dieser fordert die Partei, 

Artikel 44 Absatz III des Gesetzes über Unternehmer, 

der die Entlassung einer Führungskraft ohne Angabe 

eines entsprechenden Grundes erlaubt, als verfas-

sungswidrig in Bezug auf Artikel 26 Absatz I der Ver-

fassung Georgiens anzuerkennen, der die Freiheit der 

Arbeit und das Recht auf freie Wahl des Arbeitsplat-

zes regelt. Zur Stützung dieser Position wurde der von 

uns zuvor untersuchte Fall Danosa herangezogen, in 

dem der Europäische Gerichtshof für Justiz der Euro-

päischen Union in seinem Urteil vom 11. November 

2010 feststellte, dass ein Geschäftsführer unter be-

stimmten Voraussetzungen als Arbeitnehmer be-

trachtet werden kann. 

 

2.2. Zwischenergebnis 
 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die deut-

sche Gerichtspraxis in der Frage, ob ein Geschäftsfüh-

rer als Arbeitnehmer im Sinne eines Arbeitsvertrags 

betrachtet werden kann, uneinheitlich ist. Weitaus 

klarer ist der Europäische Gerichtshof für Justiz der 

Europäischen Union, der einen Geschäftsführer als 

Arbeitnehmer ansieht, wenn dieser über einen be-

stimmten Zeitraum auf Weisung einer anderen Per-

son arbeitet und dafür eine Vergütung erhält. 

Die georgische Gesetzgebung und Gerichtspraxis 

sind in dieser Frage einheitlich und betrachten den 

Geschäftsführer nicht als Arbeitnehmer im Sinne ei-

nes Arbeitsvertrags. Dennoch bleibt abzuwarten, 

welche Position das georgische Verfassungsgericht 

 
17  https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=15569 (Zuletzt 

gesehen: 24.08.2024). 

einnehmen wird, wo derzeit der Fall Giorgi Enukidse 

gegen das Parlament Georgiens verhandelt wird. In 

diesem Fall fordert der Kläger, Artikel 44 Absatz III 

des Gesetzes über Unternehmer in Bezug auf Artikel 

26 Absatz I der Verfassung Georgiens, der die Freiheit 

der Arbeit und das Recht auf freie Wahl des Arbeits-

platzes garantiert, für verfassungswidrig zu erklären. 

 

3. Verhältnis zwischen Bestellungsakt und 

Dienstvertrag 
 

Der georgische Gesetzgeber hat, wie bereits er-

wähnt, die Bestellung zum Geschäftsführer durch die 

Artikel 44 und 45 des Gesetzes über Unternehmer ge-

regelt. Der Grund für diese Regelung liegt in der dua-

len Natur der Beziehung zwischen der Gesellschaft 

und dem Geschäftsführer. Konkret entsteht bei der 

Bestellung eines Geschäftsführers einerseits eine 

verpflichtungsrechtliche Beziehung (Dienstvertrag - 

Artikel 45 des Gesetzes über Unternehmer) und an-

dererseits durch den Bestellungsakt eine korporativ-

rechtliche Beziehung (Artikel 44 des Gesetzes über 

Unternehmer).18 

Trotz der Tatsache, dass diese rechtlichen Bezie-

hungen ihrem Wesen nach dual sind und in zwei ver-

schiedenen Normen geregelt werden, führt die Abbe-

rufung einer Führungskraft gemäß der georgischen 

Regelung automatisch zur Beendigung des Dienstver-

trags, den die Gesellschaft mit ihr geschlossen hat, es 

sei denn, im Vertrag ist etwas anderes vorgesehen 

(Artikel 45 Absatz V des Gesetzes über Unternehmer). 

Daraus ergibt sich die Frage, warum der Dienstver-

trag bei der Abberufung des Geschäftsführers, die ei-

ne duale rechtliche Beziehung darstellt und in unter-

schiedlichen Artikeln geregelt ist, dasselbe rechtliche 

Schicksal teilt und die verpflichtungsrechtliche Ver-

einbarung mit ihm automatisch beendet wird. 

Um diese Frage zu beantworten, werden in der ju-

ristischen Literatur die Theorien der Trennung, der 

Vorrangigkeit und der Einheit hinsichtlich der Abberu-

fung des Geschäftsführers untersucht. Anschließend 

wird analysiert, welcher Theorie das georgische 

Rechtssystem den Vorzug gibt. 

 

 
18  Vgl. Trölitzsch, in: Oppenländer, Frank/Trölitzsch, Thomas; 

GmbH – Geschäftsführung; 2. Auflage München 2011; 16 ff. 

https://constcourt.ge/ka/judicial-acts?legal=15569
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III. Besonderheiten der Abberufung  

des Geschäftsführers 
 

1. Theorie der Trennung 
 

Ein anschauliches Beispiel für die Theorie der 

Trennung bietet das deutsche Rechtssystem, in dem 

die organisch-rechtlichen und die verpflichtungs-

rechtlichen Beziehungen völlig unabhängige rechtli-

che Folgen voneinander entfalten.19 Konkret bedeu-

tet dies, dass in Deutschland die Abberufung einer 

Person aus ihrer Position auf der Grundlage des 

Trennungsprinzips nicht automatisch zur Beendigung 

des verpflichtungsrechtlichen Vertrags mit dieser 

Person führt.20 Dieser bleibt weiterhin bestehen, bis 

die rechtlichen Umstände eintreten, die für die Be-

endigung der verpflichtungsrechtlichen Vereinbarung 

erforderlich sind. Solche Umstände können bei-

spielsweise der Ablauf der Vertragslaufzeit, der Aus-

druck des Willens des Geschäftsführers zur Beendi-

gung des Vertrags oder andere relevante rechtliche 

Bedingungen sein. 

Dementsprechend ist es möglich, dass ein Ge-

schäftsführer als Organ ohne jegliche Erklärung oder 

Begründung aus seiner Position entlassen wird, wäh-

rend die mit ihm geschlossene verpflichtungsrechtli-

che Vereinbarung weiterhin Bestand hat und rechtli-

che Wirkungen entfaltet. Für die Beendigung der ver-

pflichtungsrechtlichen Vereinbarung ist ein begrün-

deter Anlass erforderlich.21 

 

2. Theorie des Vorrangs 
 

Im Gegensatz zur Theorie der Trennung ermög-

licht die Theorie des Vorrangs das Nebeneinanderbe-

stehen von verpflichtungsrechtlichen und organisch-

rechtlichen Beziehungen und betrachtet diese als er-

gänzend zueinander.22 Sie vertritt jedoch die Auffas-

 
19  vgl. BAG v. 6. 5. 1999 - 5 AZB 22/98, NZA 1999, 839; Jula, S. 15; 

Kindl, § 26 Rn. 8; Krahforst, S. 44f.; Melot de Beauregard, § 3 

Rn. 2; Olbertz, AuA 2013, 400; Röhrborn, BB 2014, 1978; Schä-

fer, § 34 Rn. 7. 
20  vgl. Henssler/Strohn/Oetker, § 35 Rn. 132; Saenger/Inhes-

ter/Lücke/Simon, § 35 Rn. 121; Scholz/Schneider/Hohenstatt, 

§ 35 Rn. 432 f. 
21  Dort. 
22   Fleck, ZHR 149 (1985) 387, 397; Ziemons, in: MHLS, GmbHG, § 

43 Rn. 11 ff. 

sung, dass im Falle eines Konflikts zwischen verpflich-

tungsrechtlichen und organisch-rechtlichen Funktio-

nen den Normen des Gesetzes über Unternehmer der 

Vorrang eingeräumt werden sollte.23 Ein Beispiel hier-

für wäre, wenn durch die Satzung oder das Gesetz 

Pflichten vorgesehen sind, die im Widerspruch zu den 

im Vertrag festgelegten Verpflichtungen stehen. In 

einem solchen Fall wird den ersteren Vorrang einge-

räumt. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass das georgische Ge-

setz über Unternehmer keine Bestimmung enthält, 

die auf eine solche Vorrangregelung hinweist. 

 

3. Theorie der Einheit 
 

Die Vertreter der Theorie der Einheit sind der An-

sicht, dass die verpflichtungsrechtliche Vereinbarung 

und die organisch-rechtliche Beziehung eine Einheit 

bilden, den sogenannten „Vertrag über die Unter-

nehmensführung“.24 Nach der Auffassung von 

Baums25 ist es zwar korrekt, dass die Bestellung eines 

Geschäftsführers und der Abschluss einer verpflich-

tungsrechtlichen Vereinbarung mit ihm zwei unter-

schiedliche Handlungen darstellen, jedoch keine zwei 

getrennten Rechtsbeziehungen26. Die Hauptgrundla-

ge für diesen Ansatz der Einheit liegt in der Wahr-

nehmung dieser Beziehung durch die beteiligten Par-

teien selbst. Konkret bedeutet dies, dass, wenn ein 

Unternehmer als Subjekt die rechtliche Beziehung zu 

einem Geschäftsführer als Organ beenden möchte, er 

gleichzeitig die Beendigung der verpflichtungsrechtli-

chen Vereinbarung mit ihm anstrebt, und umgekehrt. 

Auch aus der Perspektive des Geschäftsführers wird 

die Entlassung aus der Position als Geschäftsführer 

als vollständige Beendigung der Beziehung zum Un-

ternehmen wahrgenommen.27 

 

 
23  Fleck, ZHR 149 (1985), 387, 398; Martens, in: FS Hil-

ger/Stumpf, 437, 443, 444; იგივე in: FSWerner, 495, 506; 

Tebben, in: MHLS, GmbHG, § 6 Rn. 153. 
24  Diller, Gesellschafter und Gesellschaftsorgane als Arbeitneh-

mer, 82, m.w.N. 
25   Baums, Der Geschäftsleitervertrag, 1987, Verlag Dr. Otto 

Schmidt, Köln, S. 451. 
26  ZGR 1993, 141, 144. 
27   Baums, Der Geschäftsleitervertrag, 1987, Verlag Dr. Otto 

Schmidt, Köln, S. 354. 
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4. Vorteil der Theorie der Einheit im georgischen 

Recht 
 

Gemäß der Regelung im Gesetz über Unternehmer 

wird die Frage der Abberufung eines Geschäftsfüh-

rers zwar in zwei Artikeln behandelt, doch führt die 

Abberufung des Geschäftsführers als Organ automa-

tisch auch zur Beendigung der mit ihm geschlossenen 

verpflichtungsrechtlichen Vereinbarung, sofern im 

Vertrag nichts anderes vorgesehen ist (Artikel 45 Ab-

satz V des Gesetzes über Unternehmer). Folglich hat 

der georgische Gesetzgeber auf die Einführung der 

Theorie der Trennung, die das deutsche Modell dar-

stellt, verzichtet und stattdessen der Theorie der Ein-

heit den Vorrang gegeben, da der Dienstvertrag voll-

ständig das rechtliche Schicksal der Abberufung des 

Geschäftsführers als Organ teilt. 

Allerdings kann eine solche Regelung der Bezie-

hung zwischen dem Unternehmen und dem Ge-

schäftsführer in der Praxis ernsthafte Probleme im 

Bereich des sozialen Schutzes der zur Geschäftsfüh-

rung bestellten Personen mit sich bringen. Insbeson-

dere, da die Abberufung des Geschäftsführers als Or-

gan jederzeit und ohne jegliche Begründung zulässig 

ist (Artikel 44 Absatz III des Gesetzes über Unterneh-

mer), und abweichende Vereinbarungen zwischen 

den Parteien unzulässig sind. Dementsprechend ist es 

in korporativen Rechtsverhältnissen nicht ungewöhn-

lich, dass ein Geschäftsführer ohne vorherige Ankün-

digung und ohne die Möglichkeit, alternative Be-

schäftigung zu finden, abberufen wird. Folglich bleibt 

er arbeitslos und ohne sozialen Schutz. Darüber hin-

aus hat die Abberufung aus der Position des Ge-

schäftsführers oft fatale Folgen für den weiteren be-

ruflichen Aufstieg der betroffenen Person. Ein solcher 

Verlust der Position führt häufig zu öffentlicher Dis-

kreditierung und einer Schädigung des Rufs.28 

Auf genau diese Probleme verwies auch der Kläger 

Giorgi Enukidse in seiner jüngsten Verfassungsbe-

schwerde gegen das Parlament Georgiens29. Er wurde 

 
28  vgl. Konstantina Ntzemou, Die rufschädigende Beendigung 

des Beschäftigungsverhältnisses eines GmbHGeschäfts-

führers, S. 2. 
29   Johanna Frederike Herberg, Die Abberufung des Geschäfts-

führers der kleinen Kapitalgesellschaft im deutschen und im 

französischen Recht, S. 64 (https://ub-deposit.fernuni-

ha-

aus seiner Position als stellvertretender Vorsitzender 

und Vorstandsmitglied des Vorstands des Blinden-

verbands ohne jegliche Begründung, ohne vorherige 

Ankündigung und ohne Zahlung einer Entschädigung 

entlassen. Daher vertrat er die Auffassung, dass das 

im Artikel 44 Absatz III des Gesetzes über Unterneh-

mer festgelegte Recht des Vorstands, eine Person 

ohne jegliche Begründung oder Frist aus ihrer Positi-

on zu entlassen, im Widerspruch zu Artikel 26 Absatz 

I der georgischen Verfassung steht, der die Freiheit 

der Arbeit sowie das Recht auf freie Wahl des Ar-

beitsplatzes garantiert. 

Um zu klären, welchem Ziel die gesetzliche Rege-

lung dient, die eine solche Form der Abberufung ei-

nes Geschäftsführers vorsieht, wird zunächst der 

Zweck der Norm erläutert und anschließend ein Ver-

gleich mit den rechtlichen Regelungen in Deutschland 

und Frankreich vorgenommen. 

 

5. Die Entlassung des Geschäftsführers als Organ 

ohne Begründung – Ziel des Gesetzgebers 
 

Als rechtfertigender Grund für die Möglichkeit, ei-

nen Geschäftsführer ohne Begründung aus seiner Po-

sition zu entlassen, können die Prinzipien des Ver-

trauens seitens der Gesellschafter und der uneinge-

schränkten Handlungsfreiheit des Geschäftsführers in 

seinen Beziehungen zu Dritten angesehen werden.30 

Diese Prinzipien helfen dem Geschäftsführer, in der 

Leitung des Unternehmens handlungsfähig zu sein. 

Dies bedeutet, dass, wenn die Gesellschafter das Ver-

trauen in die Führung des Geschäftsführers als Organ 

verlieren, die Gesellschafterversammlung die Mög-

lichkeit haben muss, den Geschäftsführer schnell und 

problemlos durch einen anderen zu ersetzen, um po-

tenziellen Schaden für die Gesellschaft zu vermei-

den.31 Darüber hinaus sollten die Gesellschafter in 

 
gen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900

/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf) (Zuletzt gesehen: 

24.08.2024). 
30  BeckOKGmbHG/Heilmeier, § 38 Rn. 1; Michalski/Terlau, § 38 

Rn. 2; MüKoGmbHG/Stephan/Tieves, § 38 Rn. 2; Scholz/ 

Schneider/Schneider, § 38 Rn. 12; Ulmer/Paefgen, § 38 Rn. 9. 
31  Johanna Frederike Herberg, Die Abberufung des Geschäfts-

führers der kleinen Kapitalgesellschaft im deutschen und im 

französischen Recht, S. 64 (https://ub-deposit.fernuni-

ha-

https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
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der Lage sein, das Unternehmen gemäß ihren Vor-

stellungen zu führen und aus ihrer Sicht zu entschei-

den, ob der Führungsstil des Geschäftsführers den In-

teressen der Gesellschaft entspricht. Ebenso wird die 

Zuerkennung solcher uneingeschränkten Befugnisse 

der Gesellschafterversammlung durch die Notwen-

digkeit begründet, einen ausgleichenden Faktor für 

die uneingeschränkten Befugnisse des Geschäftsfüh-

rers in seinen Beziehungen zu Dritten zu schaffen.32 

Es sollte jedoch angemerkt werden, dass das ge-

orgische Recht dem Geschäftsführer die Möglichkeit 

einräumt, seine soziale Situation zu verbessern, in-

dem er vor der Bestellung Verhandlungen mit den 

Gesellschaftern führt und eine abweichende Verein-

barung im Dienstvertrag erzielt. Aufgrund einer sol-

chen Vereinbarung könnte der Geschäftsführer, ob-

wohl er als Organ entlassen wird, weiterhin durch 

den Dienstvertrag gebunden bleiben, bis die rechtli-

chen Umstände für dessen Beendigung eintreten (auf 

Grundlage von Artikel 45 Absatz V des Gesetzes über 

Unternehmer). 

 

6. Vergleich der Regelungen zur Abberufung des 

Geschäftsführers als Organ in Deutschland und 

Frankreich 
 

Es ist zu beachten, dass die Norm zur Abberufung 

eines Geschäftsführers zu jeder Zeit nicht nur im ge-

orgischen, sondern auch im deutschen Recht bekannt 

ist. Insbesondere erlaubt § 38 des Gesetzes über Ge-

sellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG) die 

Abberufung eines Geschäftsführers als Organ jeder-

zeit. Im Unterschied zum georgischen Recht führt 

dies jedoch nicht automatisch zur Beendigung des 

verpflichtungsrechtlichen Vertrags, der weiterhin be-

steht, bis die Umstände für dessen Beendigung ein-

treten. 

 
gen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900

/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf). (Zuletzt gesehen: 

24.08.2024). 
32 Johanna Frederike Herberg, Die Abberufung des Geschäftsfüh-

rers der kleinen Kapitalgesellschaft im deutschen und im fran-

zösischen Recht, S. 64 (https://ub-deposit.fernuni-

ha-

gen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900

/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf). (Zuletzt gesehen: 

24.08.2024). 

Ebenso ist das französische Rechtssystem zu be-

rücksichtigen, das sich sowohl vom georgischen als 

auch vom deutschen Recht unterscheidet. Im franzö-

sischen Recht sind die Gründe für die Abberufung ei-

nes Geschäftsführers gesetzlich festgelegt (juste mo-

tif).33 Wenn jedoch die Abberufung eines Geschäfts-

führers ohne einen im Gesetz vorgesehenen Grund 

erfolgt, führt dies nicht zur Wiedereinsetzung des Ge-

schäftsführers in seine Position, sondern lediglich zur 

Möglichkeit, Schadensersatz (dommages-intérêts) zu 

fordern (siehe Artikel L. 223-25 Absatz 1 des französi-

schen Handelsgesetzbuchs).34 Dementsprechend er-

laubt auch das französische Recht der Gesellschafter-

versammlung, den Geschäftsführer jederzeit zu er-

setzen, selbst wenn die im Gesetz festgelegten Grün-

de fehlen. 

 

7. Einschränkende Norm zur Abberufung des Ge-

schäftsführers als Organ 
 

Obwohl Artikel 44 Absatz III des Gesetzes über Un-

ternehmer die Möglichkeit bietet, einen Geschäfts-

führer ohne jegliche Begründung aus seiner Position 

zu entlassen, könnte dennoch die Frage gestellt wer-

den, ob bestimmte Umstände bestehen, die dieses 

Recht einschränken könnten. 

Im Fall der Verfassungsbeschwerde Giorgi Enuk-

idse gegen das Parlament Georgiens erklärte das 

Stadtgericht Tiflis zu der Entscheidung der Versamm-

lung über die Entlassung von Enukidse aus seiner Po-

sition Folgendes: 

....... 

„Das Gericht prüft bei der Behandlung solcher Fäl-

le lediglich prozedurale Fragen: Ob die Versammlung 

von einem satzungsgemäß berechtigten Mitglied ein-

berufen wurde, innerhalb der satzungsmäßig festge-

legten Frist und in den vorgesehenen Fällen; ob die 

Versammlung beschlussfähig war (Quorum); ob die 

auf der Versammlung getroffene Entscheidung in die 

Tagesordnung aufgenommen war und ob die Tages-

 
33 Johanna Frederike Herberg, Die Abberufung des 

Geschäftsführers der kleinen Kapitalgesellschaft im deutschen 

und im französischen Recht, S. 56 (https://ub-deposit.fernuni-

hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_000019

00/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf). (Zuletzt gesehen: 

24.08.2024). 
34  Dort. 

https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
https://ub-deposit.fernuni-hagen.de/servlets/MCRFileNodeServlet/mir_derivate_00001900/Diss_Herberg_Abberufung_2019.pdf
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ordnung den eingeladenen Personen im Voraus be-

kannt war; ob die satzungsgemäß vorgesehenen De-

legierten die auf der Versammlung getroffene Ent-

scheidung unterstützten und ob die Person, deren An-

gelegenheit die Versammlung behandelte, innerhalb 

ihres Zuständigkeitsbereichs gehört wurde und die 

Möglichkeit hatte, eine Erklärung abzugeben. Zu die-

sen Fragen hat der Kläger keine Einwände erhoben. 

[Hinweis des Autors: Stil und Orthografie des Gerichts 

wurden beibehalten].“ 

Diese Begründung des Gerichts deutet darauf hin, 

dass es sich weigert, den Inhalt der Entscheidung 

über die Entlassung des Geschäftsführers zu prüfen, 

und sich auf die Bewertung prozeduraler Umstände 

beschränkt. Eine solche Auslegung entspricht jedoch 

nicht der in Deutschland etablierten Gerichtspraxis, 

die nicht nur die prozeduralen Kriterien prüft, son-

dern auch darüber befindet, ob die Entscheidung 

über die Entlassung des Geschäftsführers gegen das 

Prinzip von Treu und Glauben verstößt.35 

Im georgischen Rechtssystem ist die Pflicht zu 

treuem und redlichem Verhalten eine Verpflichtung 

privater Subjekte gemäß Artikel 8 Absatz III des geor-

gischen Zivilgesetzbuchs (ZGB). Das Oberste Gericht 

Georgiens stellte in einem seiner Urteile Folgendes 

fest: 

„Diese Norm hat keinen deklarativen Charakter, und 

ein Verstoß gegen die Prinzipien von Vertrauen und 

Treu und Glauben bildet grundsätzlich die Grundlage 

für die Forderung, den Pflichtigen zur Verantwortung 

zu ziehen.“36 Dementsprechend kann Artikel 8 Absatz 

III ZGB in Verbindung mit anderen Artikeln auch als 

rechtliche Grundlage für Forderungen betrachtet 

werden.37 

Es ist auch hervorzuheben, dass diese Norm sys-

tematisch in die allgemeinen Bestimmungen des Zi-

vilgesetzbuchs eingebettet ist und somit auch auf das 

Vertragsrecht, einschließlich des Dienstvertrags als 

einer Vertragsform, Anwendung findet. Der teleologi-

sche Zweck dieser Norm besteht darin, gerechte Er-

 
35  BGH v. 19.09.2005-IIZR173/04; OLG Brandenburg v. 30.1.2008 

– 7 U 59/07. 
36  Beschluss Nr. ას-221-213-2012 des Obersten Gerichts Georgi-

ens vom 21. Mai 2012, S. 71–77. 
37  Zum rechtlichen Aspekt der Forderung siehe: Chachava, Kon-

kurrenz von Forderungen und Forderungsgrundlagen, 2011. 

gebnisse zu erzielen und gleichzeitig offensichtlich 

ungerechte Ergebnisse zu vermeiden, wodurch Stabi-

lität und Beständigkeit in zivilrechtlichen Beziehun-

gen gewährleistet werden sollen.38 

Daher ist ein Gericht, wenn es über die Rechtmä-

ßigkeit der Entlassung eines Geschäftsführers im 

Rahmen eines Dienstvertrags urteilt, verpflichtet, 

über die Pflicht der Gesellschafterversammlung zu 

befinden, die Prinzipien von Treu und Glauben im 

Sinne von Artikel 8 Absatz III ZGB einzuhalten. 

Wenn das Gericht feststellt, dass ein Verstoß ge-

gen das Prinzip von Treu und Glauben seitens der Ge-

sellschafter bei der Entscheidung über die Entlassung 

des Geschäftsführers vorliegt, stellt sich die Frage, 

welche rechtlichen Folgen dies haben könnte. 

Um diese Frage zu beantworten, ist hervorzuhe-

ben, dass Artikel 44 Absatz III des Gesetzes über Un-

ternehmer vorsieht, dass ein Geschäftsführer jeder-

zeit und ohne Angabe eines entsprechenden Grundes 

aus seiner Position entlassen werden kann, und jede 

Vereinbarung, die dieser Bestimmung widerspricht, 

für nichtig erklärt wird. 

Dementsprechend verfolgte der Gesetzgeber das 

Ziel, den Gesellschaftern eine rechtliche Grundlage 

für die jederzeitige Abberufung des Geschäftsführers 

zu geben, selbst wenn kein Fehlverhalten seitens des 

Geschäftsführers vorliegt. Wenn jedoch ein Ge-

schäftsführer unter Verstoß gegen das Prinzip von 

Treu und Glauben entlassen wird, wäre es angemes-

sen, die französische rechtliche Herangehensweise zu 

übernehmen und dem Geschäftsführer im Interesse 

eines ausgewogenen Interessenausgleichs das Recht 

einzuräumen, Schadensersatz zu fordern, anstatt die 

Wiedereinsetzung in seine Position zu ermöglichen. 

In einem solchen Fall wären die Interessen beider Sei-

ten ausgewogen: Einerseits könnten die Gesellschaf-

ter den Geschäftsführer jederzeit entlassen, aller-

dings würde die Klausel über Treu und Glauben sie 

von unredlichem Verhalten abhalten. Andererseits 

bliebe der Geschäftsführer nicht ohne sozialen 

Schutz. 

 

 

 
38  Beschluss Nr. ას-23-18-2011 des Obersten Gerichts Georgiens 

vom 24. Mai 2011, S. 70–73. 
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Ergebnis: 
 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass gemäß 

Artikel 44 Absatz III des Gesetzes über Unternehmer 

die Abberufung eines Geschäftsführers automatisch 

auch zur Beendigung des mit ihm geschlossenen 

Dienstvertrags führt, sofern zwischen den Parteien 

keine andere Vereinbarung getroffen wurde. Dem-

entsprechend folgt das georgische Recht der Theorie 

der Einheit. 

Es ist hervorzuheben, dass im Gegensatz zur deut-

schen Gerichtspraxis und zum Europäischen Ge-

richtshof für Justiz der Europäischen Union, die einen 

Geschäftsführer in bestimmten Ausnahmefällen als 

Arbeitnehmer im Sinne eines Arbeitsvertrags be-

trachten, die georgische Rechtsprechung des Obers-

ten Gerichts und das neue Gesetz über Unternehmer 

diese Möglichkeit vollständig ausschließen und ein-

heitlich ablehnen, einen Geschäftsführer als Arbeit-

nehmer anzusehen. 

Hinsichtlich der Besonderheiten der Abberufung 

eines Geschäftsführers haben sowohl das georgische 

als auch das deutsche Rechtssystem den Gesellschaf-

tern einen weiten Handlungsspielraum und Bewer-

tungsfreiraum eingeräumt, um zu entscheiden, wer 

Geschäftsführer ihres Unternehmens sein soll und ob 

dessen Kandidatur den Vorstellungen der Gesell-

schafterversammlung entspricht. Bereits ein bloßer 

Vertrauensverlust gegenüber dem Geschäftsführer 

oder sogar eine Interessenkollision sollte ausreichen, 

um ihn aus seiner Position zu entlassen. Allerdings 

sollte das Recht, einen Geschäftsführer zu entlassen, 

nicht uneingeschränkt sein. Die an der rechtlichen 

Beziehung beteiligten Personen sollten gemäß Artikel 

8 Absatz III des georgischen Zivilgesetzbuchs ver-

pflichtet sein, treu und redlich zu handeln. Im Falle 

eines Verstoßes gegen das Prinzip von Treu und 

Glauben sollte die juristische Person verpflichtet sein, 

dem entlassenen Geschäftsführer Schadensersatz zu 

leisten und nicht dessen Wiedereinsetzung in seine 

Position vorzunehmen. 
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► Berufungsgerichts Tbilisi: Force Majeure und 

Unmöglichkeit 

 

Art. 398 gZGB 

Berufungsgerichts Tiflis Besch. v. 8. Februar 2011, 

Nr. 2ბ/4450-10 

 

Am 8. Januar 2008 schloss die GmbH A einen Ver-

trag mit der Gesellschaft B ab, gemäß dem sich A 

verpflichtete, wissenschaftlich-technische Produkte 

zu entwickeln. Die GmbH A hatte Laborarbeiten 

durchzuführen, die für den auf dem Gebiet des Auf-

traggebers stattfindenden Bau erforderlich waren. 

Die Gesellschaft B verpflichtete sich, dem Auftrag-

nehmer den entsprechenden Betrag auf Grundlage 

von periodisch vorgelegten Rechnungen und den da-

rin genehmigten Kalkulationen zu zahlen. Die Gesell-

schaft B erfüllte ihre Zahlungsverpflichtung nicht und 

berief sich auf die Tatsache, dass die Nichterfüllung 

der vertraglichen Verpflichtungen innerhalb der ver-

einbarten Frist auf Force Majeure beruhte, die durch 

den Krieg und die Krise im Bausektor bedingt war. 

 

Aus den Gründen: 

Das erstinstanzliche Gericht betrachtete den Krieg 

und die im Bausektor eingetretene Krise nicht als 

Umstände, die die Erfüllung der Geldschuld des Be-

klagten ausschließen könnten. Diese Krise stellte 

nach Auffassung des Gerichts keine Force Majeure 

dar. Darüber hinaus lagen nach Ansicht des Gerichts 

keine Voraussetzungen vor, die gemäß Artikel 398 

Absatz 1 des Zivilgesetzbuchs die ordnungsgemäße 

Erfüllung der Verpflichtung ausschließen würden. 

Nach Auffassung des Berufungsgerichts Tbilisi stellt 

der Umstand der Force Majeure im schuldrechtlichen 

Vertragsverhältnis keinen Grund für die Befreiung 

von der Erfüllung der Verpflichtung dar, sofern die Er-

füllung der Verpflichtung auch nach Wegfall der 

Force Majeure möglich ist und der Gläubiger weiter-

hin ein Interesse an der Erfüllung hat. Die Nichterfül-

lung einer Verpflichtung aufgrund der Force Majeure 

kann jedoch eine Grundlage für die Befreiung von se-

kundären Verpflichtungen sein, die sich aus dem Ver-

tragsverhältnis ergeben, insbesondere von der Pflicht 

zum Schadensersatz. Das bedeutet, dass das Vorlie-

gen Force Majeure lediglich zu einer Befreiung des 

Schuldners von zusätzlichen Verpflichtungen führen 

kann, nicht jedoch von der Hauptverpflichtung. So 

kann die kriegsbedingte Situation im Land lediglich 

während ihres Bestehens als eine entschuldbare Ur-

sache für die Nichterfüllung einer bestimmten Ver-

pflichtung gelten, wodurch die Entstehung von zu-

sätzlichen Verpflichtungen aufgrund der verzögerten 

Erfüllung, wie sie durch Gesetz oder Vertrag vorgese-

hen sind, ausgeschlossen werden kann. 

 

Anmerkung:1 

Die Kritik an der Argumentation aller drei Instan-

zen des Gerichts kann in zwei Richtungen erfolgen. 

Der erste Kritikpunkt betrifft die Abgrenzung zwi-

schen Unmöglichkeit der Leistungserbringung und 

Force Majeure, die Kategorien unterschiedlicher 

Rechtssysteme darstellen. Der zweite Kritikpunkt be-

zieht sich auf ein fundamentaleres Dogma. 

Zunächst ist festzustellen, dass in Georgien das 

Konzept der Force Majeure im allgemeinen Schuld-

 
1  Vgl. zur grundsätzlichen Auseinandersetzung Sirdadze, DGZR 

1/2019, 60 ff. 
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recht nicht geregelt ist. Dies allein hat jedoch keine 

besondere Aussagekraft, da auch die Regelung der 

Unmöglichkeit der Leistungserbringung in der aktuel-

len Fassung des Schuldrechts fehlt. Wie bereits oben 

erwähnt, fehlt es der Force Majeure jedoch nicht nur 

an einer normativen Grundlage, sondern sie kann im 

georgischen Vertragsrecht grundsätzlich keine an-

wendbare Kategorie darstellen. Es handelt sich dabei 

um eine rechtliche Figur, die charakteristisch für ro-

manistische, einstufige Systeme des Vertragsverlet-

zungsrechts ist. Im Gegensatz dazu ist im georgischen 

Schuldrecht, das vollständig auf der Rezeption des 

deutschen Rechts basiert, die Kategorie der „Unmög-

lichkeit der Leistungserbringung“ anzuwenden. Diese 

umfasst sowohl die durch Verschulden des Schuld-

ners verursachte Unmöglichkeit als auch die Unmög-

lichkeit ohne dessen Verschulden. Daher ist es völlig 

systemwidrig, den Schuldner in einem einzigen 

Schritt sowohl von der Leistungspflicht als auch von 

der Schadenersatzpflicht zu befreien. Ein solcher An-

satz ignoriert vollständig die Artikel 394 und 404 des 

georgischen Zivilgesetzbuches, die eine verschul-

densabhängige Haftung vorsehen. Darüber hinaus 

bleibt in einem einstufigen System unklar, wie mit 

Sekundärrechten wie dem Rücktritt (Art. 405) oder 

der Minderung des Kaufpreises (Art. 492) zu verfah-

ren ist. Diese Rechte stehen dem Gläubiger bei einer 

Vertragsverletzung unabhängig vom Verschulden des 

Schuldners zu (natürlich nach Setzung einer Nachfrist 

für die Erfüllung). Gleiches gilt für die Befreiung des 

Gläubigers von seiner eigenen Leistungspflicht nach 

Artikel 406 I des georgischen Zivilgesetzbuches. Selbst 

eine unverschuldete Unmöglichkeit – als Vertragsver-

letzung gewertet – genügt, um dem Gläubiger die 

oben genannten Instrumente einzuräumen. Hingegen 

befreit Force Majeure den Schuldner von jeglicher 

Haftung. Beispielsweise ist in Frankreich, das ein ar-

chetypisches Modell der Force Majeure darstellt, 

Force Majeure keine Vertragsverletzung, sondern 

markiert die Grenze des Vertrags. Folglich kann der 

Gläubiger in solchen Fällen nicht nur keinen Scha-

denersatz vom Schuldner verlangen, sondern auch 

nicht vom Vertrag zurücktreten.2 

 
2  Sirdadze, DGZR 1/2019, 61. 

Mit der Anerkennung von Force Majeure in Geor-

gien bleibt die rechtliche Figur und Bedeutung der 

Garantiehaftung des Schuldners unklar. Eine Garantie 

stellt eine Verschärfung des Haftungsumfangs dar. 

Wenn jedoch Force Majeure den Schuldner vollstän-

dig von jeglicher Haftung befreit, verliert die Frage, 

ob die Haftung verschärft ist oder nicht, jegliche Re-

levanz. In einem System, in dem Force Majeure gilt, 

müsste die Anpassung der Verträge an geänderte 

Umstände (Art. 398 gZGB) grundlegend anders gere-

gelt werden, insbesondere so, dass die Vorausset-

zungen und Regelungsbereiche dieser beiden Institu-

te nicht miteinander kollidieren. Das französische 

Recht trennt diese beiden Institute auf der Ebene der 

Voraussetzungen, ebenso wie die anglo-

amerikanische Rechtsfamilie. Andernfalls wäre es 

sinnlos, dem Schuldner gemäß Art. 398 gZGB eine 

Anpassung oder einen Rücktritt zu ermöglichen, 

wenn er unter Umständen der Force Majeure nicht 

leistet, dazu nicht verpflichtet ist und ihm keine Sank-

tionen drohen (einschließlich eines Rücktritts der Ge-

genseite). Im georgischen Recht ist dies jedoch nicht 

der Fall. Art. 398 umfasst auch Fälle, in denen Un-

möglichkeit vorliegt, die auf ein äußeres und un-

überwindbares Ereignis zurückzuführen ist, was 

nichts anderes als Force Majeure darstellt. Dies führt 

zu einer völlig nutzlosen und durch dogmatische Ar-

gumente unlösbaren Kollision zwischen diesen bei-

den Instituten. Darüber hinaus fehlt es im georgi-

schen Recht an einem etablierten Konzept der Force 

Majeure mit klar definierten Voraussetzungen – Un-

vermeidbarkeit, Unvorhersehbarkeit und äußerer 

Charakter. Die Rechtsanwendung beschränkt sich da-

bei häufig auf mehr oder weniger willkürlich festge-

legte Voraussetzungen, wie aus anderen Entschei-

dungen hervorgeht. Dies liegt daran, dass die Gerich-

te eine Überlappung mit den Voraussetzungen ande-

rer Institute vermeiden, ohne die jedoch die rechtli-

che Konstruktion eines Instituts der Force Majeure 

nicht möglich ist. Force Majeure bleibt damit ein völ-

lig fremdes Element im georgischen Recht. Zusam-

menfassend zeigen die dogmatischen Argumente, 

dass die Anerkennung der rechtlichen Figur der Force 

Majeure in Georgien die Funktionsweise des Systems 

der Sekundärrechte des Gläubigers völlig unklar lässt. 

Es ist offensichtlich, dass dieses System nicht dem 
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entspricht, was im Gesetz steht, und alle oben ge-

nannten Bestimmungen ignoriert werden müssten. 

Die Argumentation der georgischen Gerichte hat je-

doch auch wenig mit der tatsächlichen Lösung von 

Fällen der Force Majeure zu tun. Wenn ein Gericht 

feststellt, dass Force Majeure nur von Sekundäran-

sprüchen (insbesondere Schadensersatz) befreit, so 

ist auch dies falsch. Der Schuldner wird von der Ver-

pflichtung zum Schadensersatz durch weniger als 

Force Majeure befreit, nämlich durch das Fehlen ei-

nes Verschuldens (Art. 394 gZGB). Von einem Rück-

tritt des Gläubigers, einer Minderung des Kaufpreises 

oder der Erlöschung der Gegenforderung nach Art. 

406 I gZGB kann jedoch auch Force Majeure den 

Schuldner nicht befreien. Das georgische Recht 

kennt, ähnlich wie das deutsche, keinen Fall, in dem 

eine Leistung nicht erbracht wird und dies nicht zu-

gleich eine Vertragsverletzung darstellt.3 

Das georgische Leistungsstörungsrecht basiert auf 

folgendem Prinzip: Eine Verpflichtung muss erfüllt 

werden, und wenn sie nicht erfüllt wird, stellt dies in 

jedem Fall eine Vertragsverletzung dar. Dies bedeutet 

jedoch nicht zwangsläufig, dass der Schuldner für die-

se Verletzung immer in Form von Schadensersatz haf-

tet. Dafür ist Verschulden erforderlich. Verschulden 

ist jedoch nicht notwendig, um dem Gläubiger den 

Rücktritt vom Vertrag, eine Minderung des Preises 

oder ähnliche Maßnahmen zu ermöglichen. Dieses 

System wird auf den Kopf gestellt, wenn man Force 

Majeure einführt, nicht als eine Form der Vertrags-

verletzung, sondern als deren objektive Grenze. In ei-

nem solchen Fall wird der Schuldner von der Leis-

tungspflicht befreit, ohne dass es zu einem Rücktritt 

oder einer Anpassung des Vertrags kommt. Neben 

der Verwechslung dieser Kategorien widerspricht die 

Argumentation des Gerichts auch einem grundlegen-

deren Dogma: Ein Fall Force Majeure in einer vertrag-

lichen Beziehung ist kein Grund, den Schuldner von 

der Erfüllung der Verpflichtung zu entbinden, wenn 

die Erfüllung nach Beendigung der Umstände der 

Force Majeure weiterhin möglich ist und der Gläubi-

ger ein Interesse an dieser Erfüllung hat. Anders ge-

sagt: Nur wenn die Umstände der Force Majeure un-

überwindbar sind, sollte der Schuldner von seiner 

 
3  Sirdadze, DGZR 1/2019, 61. 

Leistungspflicht befreit werden. Eine derart fehler-

hafte Argumentation, die auf einem Mangel an wis-

senschaftlichem Diskurs beruht, ist insbesondere bei 

finanziellen Verpflichtungen wie der Zahlungspflicht 

des Auftraggebers nach Art. 629 Abs. 1 Alt. 2 gZGB 

unzulässig. Geldschulden können niemals unmöglich 

werden: „Der Schuldner muss das Geld haben“ 

(selbst wenn er es aktuell nicht hat). Es ist ein unge-

schriebenes Prinzip der Privatautonomie, dass der 

Schuldner stets für seine finanzielle Leistungsfähig-

keit haftet. Eine gegenteilige Annahme würde das Ri-

siko der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, das in 

dessen Sphäre liegt, auf den Gläubiger übertragen. 

Daher ist die Haftung für Geldschulden unbegrenzt. 

Eine Geldforderung besteht unabhängig davon fort, 

ob der Schuldner zur Erfüllung in der Lage ist und aus 

welchen Gründen die Erfüllung unmöglich ist. Eine 

Umwandlung der primären Leistungspflicht in Scha-

densersatz tritt in solchen Fällen nicht ein. Dieses 

Prinzip der unbegrenzten Geldhaftung ergibt sich aus 

dem Zusammenhang zwischen dem Schuldrecht und 

der Zwangsvollstreckung in das Vermögen des 

Schuldners sowie dem Insolvenzrecht im Falle juristi-

scher Personen. Geldentschädigung ist die universelle 

Forderung, die immer durchsetzbar ist und in die jede 

andere (primäre) Forderung umgerechnet werden 

kann. Wenn also ein Gericht hypothetisch argumen-

tiert, dass die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners ihn 

von der Erfüllung seiner finanziellen Verpflichtung 

entbinden könnte, so widerspricht dies den oben 

dargelegten grundlegenden Prinzipien des Zivilrechts. 

Der Hauptvorwurf liegt jedoch beim Gesetzgeber und 

der Rechtswissenschaft, die es versäumt haben, ein 

kohärentes Konzept der Leistungsunmöglichkeit zu 

entwickeln. Trotz dieser unbefriedigenden dogmati-

schen Grundlagen gelingt es den Gerichten dennoch, 

zu korrekten Ergebnissen zu kommen. Zusammenfas-

sung: Die Verschiebung der Perspektive von der Un-

möglichkeit der Leistungserbringung hin zur Force 

Majeure führt zu inakzeptablen Ergebnissen. Was in 

zwei Stufen geprüft werden sollte – zunächst die 

Unmöglichkeit und dann das Verschulden des 

Schuldners – wird in einen Topf geworfen und ein-

heitlich behandelt, wodurch ein Teufelskreis ent-

steht, der mit den Instrumenten des Zivilgesetzbu-

ches nicht mehr zu durchbrechen ist. Force Majeure 
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ist ein Tatbestand, der die Verantwortung vollständig 

ausschließt, während die Unmöglichkeit lediglich die 

primäre Forderung betrifft, jedoch die Haftung dar-

über hinaus nicht aufhebt. Dies erfordert das Fehlen 

eines Verschuldens, wobei der Rücktritt auch ohne 

Verschulden des Schuldners möglich ist. Diese ver-

schobene Perspektive, die die Diskussion direkt auf 

die Befreiung von der Verantwortung lenkt, ohne die 

primäre Leistungspflicht zu prüfen, führt zu dieser 

fehlerhaften Argumentation. In Fällen finanzieller 

Verpflichtungen wird deutlich, dass Geldschulden 

nicht unmöglich werden können und dass eine Be-

freiung des Schuldners auf dieser Grundlage nicht zu-

lässig ist. Die Verwechslung dieser beiden Stufen hat 

dazu geführt, dass die Gerichte gezwungen waren, 

über die Befreiung des Schuldners von Geldschulden 

wegen Zahlungsunfähigkeit zu entscheiden. Solche 

und ähnliche Probleme verdeutlichen, dass Force Ma-

jeure ein vollkommen fremdes Element im georgi-

schen Leistungsstörungsrecht darstellt. Ihre Anwen-

dung ist nicht nur systemwidrig und fehlerhaft, son-

dern führt auch zu unhaltbaren praktischen Ergebnis-

sen. 

David Maisuradze 

 

 
 

 

 
 


